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Teil 2 

III. Rechtskultur – historische Wurzeln und heutiges Profil 

Der Begriff und die Kategorie der „Rechtskultur“ wird hier nicht in einem normativ-wertenden, 

auszeichnenden, sondern in einem deskriptiv-neutralen Sinne gebraucht1. Er dient zur Erfassung und 

Beschreibung der Phänomene, die in objektiver und subjektiver Hinsicht das Rechtswesen und dessen 

Institutionen, seine typischen Charakterzüge, seine Wirkungen und sein Ansehen auf Seiten der 

Staatsfunktionäre, der gesellschaftlichen Gruppen und der Bürger insgesamt kennzeichnen. Sie alle, 

die staatlichen Organe, die juristischen Institutionen, die sozialen Schichten und Gruppen der 

Bevölkerung wirken in verschiedener Weise und unterschiedlich nachhaltig auf die nationale 

Rechtskultur ein. Ihr jeweiliger Beitrag und Anteil hängt naturgemäß davon ab, wie eng sie im Alltag 

mit der Rechtssetzung, Rechtsanwendung, Rechtsdurchsetzung, Rechtswahrnehmung, 

Rechtsbeachtung und Rechtspflege verbunden sind. Parlamentsabgeordnete, Richter, Rechtsanwälte, 

Rechtsgelehrte, Verwaltungsbeamte, Staatsanwälte und Polizisten sind insofern anders zu beurteilen 

als Bürger, die in ihrem Arbeitsleben und privaten Alltag keinen spezifischen beruflichen Bezug zur 

Rechtsanwendung haben und mit der Rechtsordnung nur insofern in Berührung kommen, als sie die 

Gesetze und sonstige vom Staat erlassene Rechtsvorschriften zu beachten und zu erfüllen haben. 

Ausnahmslos alle aber sind von dem mächtigen Strom der Vergangenheit beeinflusst und mitgeprägt, 

ohne sich ihrem Einfluss entziehen zu können, und zwar selbst dann nicht, wenn sie fragwürdigen 

Stereotypen der überkommenen Rechtskultur kritisch gegenüberstehen und danach streben, sich von 

ihnen zu lösen. Was grundsätzlich, ohne Ausnahme für alle Länder und Völker dieser Erde gilt, hat für 

die aus dem Zarenreich und aus dem Sowjetstaat hervorgegangene Russländische Föderation und ihre 

Rechtskultur ganz besonderes Gewicht. 

Es ist jedenfalls kein Zufall, dass Darstellungen der Rechtskultur des heutigen Russlands mehr oder 

weniger weit in die Vergangenheit zurückzugehen pflegen. Sie lenken den Blick auf soziale, 

ökonomische, politische und juristische Erscheinungen, die besonders einschneidende und tiefe 

Spuren in der Rechtsordnung, im Rechtsbewusstsein und Alltagsverhalten der Menschen des Landes 

hinterlassen haben und allem Anschein nach bis in die Gegenwart hinein machtvoll fortwirken. Ein 

Phänomen, das die Rechtskultur Russlands bis heute besonders stark beeinflusst und belastet, ist eine 

tiefsitzende, alle Gruppen und Schichten der Gesellschaft durchziehende negative Einstellung 

gegenüber Gesetz und Recht. Es ist heute in Russland weit über die Rechtswissenschaft hinaus 

unstreitig, dass das Phänomen ein unglückseliges Erbe sowohl der Zarenzeit als auch der Sowjetepoche 

ist und mächtig in die Gegenwart hineinwirkt. Man spricht von „Rechtsnihilismus“. Kein geringerer als 

Dmitrij Medvedev hat ihn 2008, am Vorabend seiner Wahl zum Präsidenten Russlands, laut beklagt. 

                                                      
1 Mankowski, Peter: Rechtskultur. Eine rechtsvergleichend-anekdotische Annäherung an einen schwierigen und 
vielschichtigen Begriff, in: Juristenzeitung (JZ) 64. Jg. (2009), S. 321-331; derselbe: „Rechtskultur“ – Annäherung 
an einen schwierigen Gegenstand, in: Luchterhandt, Otto (Hrsg.): Rechtskultur in Russland: Tradition und 
Wandel, Hamburg 2011, S. 5-17. 
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Wörtlich sagte er2: „Ich habe wiederholt über die Wurzeln des Rechtsnihilismus in unserem Lande 

gesprochen, der weiterhin einer der Charakterzüge unserer Gesellschaft (sic!) ist. Wir müssen die 

Verletzung des Gesetzes aus unseren nationalen Gewohnheiten (sic!!) streichen, denen unsere Bürger 

bei ihrer tagtäglichen Tätigkeit (sic!!!) folgen.“  

a. Rechtsnihilismus - morastiger Untergrund der Rechtskultur Russlands und seine Wurzeln in 

Zarenreich und Sowjetstaat 

Der Begriff „Rechtsnihilismus“ ist nicht von Medvedev geprägt und auch nicht erst von ihm in die 

russische Publizistik eingeführt worden. Der Ausdruck kam vielmehr zu Beginn der Perestroika auf, und 

zwar nach Michail Gorbatschows politischem Durchbruch auf dem ZK-Plenum der KPdSU im Januar 

1987. Medvedev näherte sich zu jener Zeit dem Ende seines Jurastudiums in Leningrad. In dem 

traditionell die Funktion von ideologisch-politischen Direktiven erfüllenden Leitartikel der Zeitschrift 

„Kommunist“, dem theoretischen Zentralorgan der KPdSU und Pflichtlektüre aller Parteikader, ist in 

der Ausgabe vom Mai 1987 erstmals ausführlich vom „Rechtsnihilismus“ die Rede. Hinter der 

absichtlich phrasenhaften und daher eher unauffälligen Überschrift „Demokratie lernen, die 

Gesetzlichkeit festigen“ verbarg sich eine scharfe, brisante Kritik an den mangelhaften aktuellen 

Rechtszuständen in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft3. Ungewöhnlich war, dass die offenkundig dem 

Reformflügel der Partei zuzurechnenden Autoren als Hauptschwäche im Rechtswesen dezidiert den 

„Rechtsnihilismus“ als eine vielgestaltige, die ganze Epoche des Sowjetrechts prägende Erscheinung 

und Eigenart ausmachten. Wie ein Roter Faden ziehe er sich seit der Oktoberrevolution bis in die 

Gegenwart. Sogar die damals offiziell immer noch vertretene marxistisch-leninistische Doktrin vom 

„Absterben des Rechts“ auf dem Wege zum Kommunismus nahm die Kritik nicht aus und machte sie 

für den Rechtsnihilismus im Lande mitverantwortlich4! Der Leitartikel beklagte das weithin fehlende 

oder schwache Rechtsbewusstsein auf Seiten der Bürger, ihre Nichtachtung gegenüber dem Recht, 

Unkenntnis und Desinteresse an den Gesetzen, abfällige Urteile über die Juristen sowie negative 

Einstellungen gegenüber Gerichten, Staatsanwaltschaft, Miliz (Polizei) und Verwaltungsbehörden. 

Trotz dieser Schelte der Bürger ließ der Artikel aber keinen Zweifel daran, dass der Rechtsnihilismus 

der Bevölkerung vom Rechtsnihilismus der Obrigkeit herrührte. Das war eine ungewöhnliche 

Selbstkritik, durch die sich die Darstellung des Problems von bisherigen ideologisch-politischen 

Grundsatzartikeln unterschied5.  

                                                      
2 Rede vom 15.2.2008 auf dem 5. Wirtschaftsforum im sibirischen Krasnojarsk (Anm. 36), S. 33 f.; Luchterhandt, 
Der Zustand der Rechtsstaatlichkeit in Russland (Anm. 32), S. 526 f. 
3 Kommunist 1987, Nr. 5, S. 3-14 („Učit`sja demokratii, utverždat` zakonnost`“). Die Zeitschrift war das 
theoretische Zentralorgan der KPdSU. Ihre redaktionellen, immer namenlos abgedruckten Leitartikel kamen 
wegen ihrer ideologisch-politischen Zielsetzung verbindlichen Weisungen der Parteiführung nahe. 
4 A.a.O. S. 10-12. 
5 Auf dieser Linie bewegten sich weitere Artikel, die in den folgenden Monaten das Thema aufgriffen. Aus ihnen 
hervor ragt der Aufsatz von Tumanov, Vladimir Aleksandrovič: O pravovom nigilizme [Über den 
Rechtsnihilismus], in: Sovetskoe Gosudarstvo i Pravo [Sowjetstaat und -recht, SGiP] 1989, Nr. 10, S. 20-27. 
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Rechtsnihilismus wurde während der „Perestroika“ zu einem geflügelten Wort in der Publizistik6. Seine 

Hauptursachen wurden zwar in der Sowjetepoche geortet, wurzeln aber tief in den Eigentümlichkeiten 

der Staats-, Gesellschaft- und Rechtsgeschichte des Zarenreiches. Ihre Grundzüge sind von Historikern 

außerhalb Russlands im Vergleich und Kontrast zu den Entwicklungen in Mittel- und Westeuropa, aber 

auch von russischen Autoren oft beschrieben und in der Regel beklagt worden. Die Hauptpunkte 

können daher knapp zusammengefasst werden7: 

1. Prägung durch die byzantinische Geisteswelt und ihr Staatsverständnis, zu deren 

Hauptkennzeichen die symbiotische Verbindung von Staat und Kirche sowie die theologisch 

begründete Distanz des orthodoxen Christentums gegenüber dem Recht und seinen 

Institutionen zählten8; 

2. Prägung durch die 250 Jahre währende rechtsferne Oberherrschaft der Tataren 

(„Mongolenjoch“), d. h. durch eine raum- und kulturfremde Fremdherrschaft, durch die der 

ostslawische Raum von der abendländischen christlichen Welt isoliert und die allgemeine 

zivilisatorische Entwicklung im Vergleich mit Mittel- und Westeuropa nachhaltig gehemmt 

wurden; 

3. Etablierung einer despotischen, auf nackter Zwangsgewalt beruhenden Herrschaft nach 

tatarischem Vorbild auch nach der Abschüttelung der Fremdherrschaft, d. h. die Ausgestaltung 

des Verhältnisses zwischen Herrscher und Beherrschten nicht als zweiseitiges, wechselseitiges 

Rechtsverhältnis, sondern als ein einseitiges, von Gnade bestimmtes Unterwerfungsverhältnis 

und darauf fußend ein seit dem „Moskauer Zentralstaat“ (15./16. Jahrhundert), 

selbstverständliches, absolutistisches Macht- und Herrschaftsverständnis; 

4. Eigentumslosigkeit und dementsprechend auch Rechtlosigkeit der Bauern, d. h. der 

erdrückenden Mehrheit der Bevölkerung, aufgrund des Instituts der Leibeigenschaft 

                                                      
Tumanov war von 1995 -1997 Vorsitzender des Verfassungsgerichts Russlands und danach bis 1998 Richter 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg. Er hat das Verdienst, das Phänomen des 
Rechtsnihilismus als erster in einem systematischen Überblick ausführlich beschrieben zu haben. 
6 Einen guten Überblick liefert die Dissertation von Gulina, Ol`ga Rifmirovna (Ufa): Istoričeskie korni i 
osobennosti pravovogo nigilizma v sovremennoj Rossii [Historische Wurzeln und Besonderheiten des 
Rechtsnihilismus im heutigen Russland]. Avtoreferat kandidatskoj dissertacii, Ufa 2002. Die Autorin war 
Assistentin von Prof. Marat Mucharovič Utjašev, Inhaber des Lehrstuhls für Menschenrechte an der 
Staatsuniversität Baškortostans, der eine Reihe von Arbeiten zum Rechtsnihilismus angeregt hat. 
7 Erläuterungen und Vertiefungen der einzelnen Punkte des Katalogs liefern die zahlreichen Standardwerke der 
Geschichte Russlands. Verwiesen sei hier nur auf: Hellmann, Manfred/Schramm, Gottfried/Zernack, Klaus 
(Hrsg.): Handbuch der Geschichte Russlands in sechs Bänden, Stuttgart 1981-2004;  
8 Die äußerste Distanz der Russischen Orthodoxen Kirche selbst gegenüber dem eigenen Recht zeigt sich bereits 
in der Tatsache, dass das Kirchenrecht an den Geistlichen Akademien erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
Gegenstand von Lehrveranstaltungen war und eine wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Kirchenrecht erst 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts begann. Dazu Cypin, Vladislav: Kurs cerkovnogo prava. Učebnoe 
posobie [Kurs des Kirchenrechts. Ein Lehrbuch], Klin 2004, S. 25 ff. 
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(крепостное право), kraft dessen sich in Russland der Rechtsstatus des Leibeigenen vom 

Sklaven nur graduell, nicht substantiell unterschied9; 

5. Sehr späte Anerkennung der Masse der Russen als Rechtspersonen, d.h. als Träger von 

Rechten und Pflichten (Aufhebung der Leibeigenschaft durch die „Bauernbefreiung“, 1861), 

der erst nach der Russischen Revolution von 1905 die volle Zuerkennung eines individuellen 

Rechts auf Eigentum an Grund und Boden folgte („Stolypinsche Reformen“, 1906-1910)10;  

6. Rudimentäre Entwicklung einer strukturell auf individueller Freiheit und Privateigentum 

beruhenden Bürgerlichen Gesellschaft, die wegen ihrer geringen Autonomie gegenüber der 

Autokratie des monarchischen Staates bis zu dessen Ende (1917) kein Gegengewicht ausbilden 

konnte; 

7. Überwiegend negative Einstellung der vorrevolutionären, in Opposition zur zarischen 

Autokratie stehenden russischen „Intelligentsija“ zum Recht11.   

Das ganze Gewicht dieser Prägungen Russlands unter der Zarenherrschaft und ihre Auswirkungen auf 

die Rechtskultur vor der Machtergreifung der Bol`ševiki in der Oktoberrevolution wird erst sichtbar, 

wenn man die für Mittel- und Westeuropa bestimmend gewordenen geistigen, sozio-politischen und 

sozio-ökonomischen Revolutionen seit dem Mittelalter in den Blick nimmt, deren Fehlen in Russland 

zu konstatieren ist: 

1. Auseinandertreten und Trennung von geistlicher und weltlicher Gewalt seit dem 

Investiturstreit; 

                                                      
9 Eine wirklichkeitsnahe Darstellung des rechtlosen Alltags in der Leibeigenschaft liefert der Schriftsteller Sergej 
Timofeevič Aksakov in seinem berühmten Roman: Semejnaja chronika [Familienchronik], 1852; deutsche 
Übersetzung: Frankfurt/M. 1961. 
10 Gross, Hellmut: Die Stolypinschen Agrarreformen, in: Schramm, Gottfried (Hrsg.): Handbuch der Geschichte 
Russlands. Band III 1856-1945, 1. Halbband, Stuttgart 1983, S. 419 ff.; Heller, Klaus: Dominante Prägungen der 
Rechtskultur in Russland: Der Blick des Historikers, in: Luchterhandt, Otto (Hrsg.): Rechtskultur in Russland. 
Tradition und Wandel, Münster 2011, S. 37-64 (44ff.). 
11 Kistjakovskij, Bogdan: Zur Verteidigung des Rechts (Die Intelligentsija und das Rechtsbewußtsein), in: ВѢХИ. 
Wegzeichen. Zur Krise der russischen Intelligenz (1909), eingeleitet und übersetzt von Karl Schlögel, 
Frankfurt/M 1990, S. 212-250; Schlüchter, Anita: Recht und Moral. Argumente und Debatten „zur Verteidigung 
des Rechts“ an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert in Russland, Zürich 2008, S. 15 ff. Die Autorin 
konzentriert sich, wie der Untertitel mit Bezug auf Kistjakovskij zeigt, auf die damals bedeutendsten Kritiker des 
Rechtsnihilismus, die der liberal-rechtsstaatlichen Partei der Konstitutionellen Demokraten („Kadetten“) 
nahestanden. Der wohl prominenteste Vertreter eines (ethisch bestimmten) Rechtsnihilismus war der 
Schriftsteller Lev N. Tolstoj. Oberländer, Erwin: Tolstoj und die revolutionäre Bewegung, München/Salzburg 
1965, S. 26ff; 229 ff.; Tumanov, V. A.: Pravovoj nigilizm v istoriko-ideologičeskom rakurse [Der Rechtsnihilismus 
in historischer und ideologischer Perspektive], in: Gosudarstvo i Pravo [Staat und Recht] 1993, Nr. 8, S. 52-58.  
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2. Mächtiger – direkter und indirekter - Einfluss des Römischen Rechts auf die 

Eigentumsverfassung und die allgemeine Rechts- und Gesellschaftsentwicklung durch 

mehrfache, sich über Jahrhunderte erstreckende Rezeptionen12; 

3. Starke und breite Stadtentwicklung mit Herausbildung einer autonomen, republikanischen 

Bürgerkultur („Stadtluft macht frei“)13; 

4. Renaissance; 

5. Humanismus; 

6. Reformation, in der sich geistige Traditionen der Renaissance und des Humanismus mit der 

theologischen Re-Interpretation des lateinischen Christentums verbanden; 

7. Etablierung einer jenseits von Theologie und kirchlicher Autorität begründeten Rechtslehre 

(„rationales Naturrecht“); 

8. Liberale, von den Ideen der Menschenrechte, des Privateigentums an Produktionsmitteln und 

der Gewaltenteilung beherrschte Revolutionen und Herausbildung autonomer bürgerlicher 

Gesellschaften; 

9. Entwicklung einer freiheitlichen Theorie der Rule of Law und des Rechtsstaates (John Locke; 

Immanuel Kant) als theoretische Grundlage der Entstehung des demokratischen 

Verfassungsstaates. 

Vor diesem Hintergrund ist es für die Staats- und Rechtsentwicklung Russlands zutiefst tragisch, dass 

die mit der Februarrevolution von 1917 an die Regierung gelangten liberalen und gemäßigt 

sozialistischen Kräfte den von ihnen eingeleiteten Übergang zu einer demokratischen Republik und 

freiheitlichen Verfassung nicht auf eine feste Grundlage stellen konnten, sondern die Macht schon bald 

an eine Gruppe kommunistischer Berufsrevolutionäre verloren, die entschlossen waren, das in der 

Weltgeschichte bis dahin radikalste Programm des Rechtsnihilismus zu realisieren, und es tatsächlich 

auch ins Werk setzen konnten. 

Unter dem von den Bol`ševiki errichteten kommunistischen Herrschaftssystem hat der 

Rechtsnihilismus in Russland eine einzigartige und geradezu universelle Ausprägung erhalten. Er 

                                                      
12 Das Römische Recht kam spät in das Blickfeld russischer Juristen. Auf die praktische Rechtsentwicklung hatte 
das keinen nennenswerten Einfluss. Umfassend dazu: Avenarius, Martin: Fremde Traditionen des Römischen 
Rechts. Einfluß, Wahrnehmung und Argument des „rimskoe pravo“ im russischen Zarenreich des 19. 
Jahrhunderts, Göttingen 2014. 
13 Im Kontrast zur Stadtentwicklung in Russland: Feldbrugge, Ferdinand: A History of Russian Law. From Ancient 
Times to the Council Code (Ulozhenie) of Tsar Aleksei Mikhailovich of 1649, Leiden/Boston 2017, S. 408 ff (417 
f.). 
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entfaltete sich schon unmittelbar nach der Oktoberrevolution schrittweise, aber stetig in fünf 

Dimensionen14: 1. theoretisch-ideologisch, 2. politisch, 3. sozio-ökonomisch, 4. personell und 5. 

institutionell: 

Zu 1: In Gestalt der Theorie vom Absterben des Staates und des Rechts gehört der Rechtsnihilismus 

zum Kern des von den Bol`ševiki zur verbindlichen Staatsideologie erhobenen Marxismus-Leninismus. 

Als Teil der Sowjetideologie wurde er „wissenschaftlich“ begründet und offiziell gelehrt. Ebenso wie 

der Staat sollte das Recht in der aufzubauenden kommunistischen Zukunftsgesellschaft verschwinden. 

An seine Stelle sollten die von den Werktätigen kraft tiefster Überzeugung vertretenen und gelebten 

sogenannten „Regeln des kommunistischen Zusammenlebens“ treten. Folglich waren Gesetz und 

Recht bis zum Anbruch jener Epoche der „klassenlosen Gesellschaft“ nur noch eine dem Untergang 

geweihte, negative Übergangserscheinung. Recht als Wertekanon, Regelsystem und Garantie eines 

zivilisierten menschlichen Zusammenlebens war ex ovo delegitimiert und ideologisch degradiert. 

Zu 2: Die Ideologie des Marxismus-Leninismus und die Lehre von der „Diktatur des Proletariats“ 

stellten die „Macht der Arbeiterklasse“ und die Politik ihrer Partei prinzipiell, theoretisch und praktisch 

über das Recht. Sie machten das Recht zur willfährigen Dienerin einer wechselnden, sich revolutionär 

verstehenden, politischen Zweckmäßigkeit. Zur Hauptfunktion des Rechts in der sozialistischen 

Übergangsepoche erklärte man die Unterdrückung der sozialen und ideologischen Reste des Ancien 

Régime durch die von der Partei geführte, herrschende Arbeiterklasse15. 

Zu 3: Die von der Ideologie des Marxismus-Leninismus ausgehende sozialrevolutionäre Stoßrichtung 

des Sowjetsystems ging auf die Ausschaltung der wirtschaftlichen und geistig-kulturellen Grundlagen 

der in der späten Zarenzeit langsam entstandenen, aber noch schwachen bürgerlichen Mittelschicht 

als der sozialen Hauptträgerin von Privateigentum und liberalem Rechtsdenken. 

Zu 4: Durch Vertreibung, Einschüchterung und Terrorisierung der Angehörigen der juristischen Berufe 

und ihrer Institutionen (Behörden, Gerichte, Rechtsfakultäten usw.) ist durch den Wechsel zur 

Sowjetmacht der „Juristenstand“ aus der Zarenzeit bis auf marginale Reste beseitigt worden. An die 

Stelle traten Sowjetjuristen, die im Geiste eines instrumentellen, parteilichen und abwertenden 

Verständnisses von Gesetz und Recht ausgebildet und sozialisiert worden waren. 

                                                      
14 Luchterhandt, Otto: Künftige Aufgaben der Ostrechtsforschung, in: WGO. Monatshefte für Osteuropäisches 
Recht 38. Jg. (1996), S. 159-175 (174 f.).  
15 Als Hauptfunktion des sozialistischen Rechts nach dem Sieg der proletarischen Revolution galt die 
Unterdrückungsfunktion. Zu ihr trat im Zuge des Aufbaus des neuen Staatswesens die wirtschaftlich-
organisatorische Funktion. Daneben hatte das sozialistische Recht noch eine (untergeordnete) kulturell-
erzieherische Funktion zu erfüllen. Wesen des Rechts waren sein staatlicher Zwangs- und politischer 
Instrumentalcharakter. Dazu Westen, Klaus: Die sozialistischen Rechtsordnungen, in: David, René/Grasmann, 
Günther Hrsg.): Einführung in die großen Rechtssysteme der Gegenwart, 2. Auflage, München 1988, Teil II, m. 
w. N.  
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Zu 5: Nach der Zerschlagung der Einrichtungen des Ancien Régime haben die juristischen Institutionen 

des an die Stelle getretenen Sowjetstaates in theoretischer, organisatorischer, kompetenzieller und 

personeller Hinsicht einen dramatischen Qualitäts- und Niveauverlust erlitten und den in der späten 

Zarenzeit gerade erst erreichten Anschluss an die gemeineuropäischen Rechtstraditionen gleich 

wieder verloren. 

b. Ungeschriebene Prinzipien der sowjetischen Rechtskultur 

Die mit Gewalt und Terror durchgesetzten geistigen, sozio-ökonomischen und politischen 

Veränderungen schlugen sich in der maßgebend unter der despotischen Herrschaft Josif Stalins 

geschaffenen Rechtsordnung der UdSSR in charakteristischer Weise nieder. Sie haben der 

sowjetischen Rechtskultur einige hervorstechende, eng miteinander verbundene und sich 

wechselseitig verstärkende Wesenszüge verliehen, die sich wie folgt zusammenfassen lassen16: 

1. Entsubjektivierung und Etatisierung der Rechtsordnung durch eine jahrzehntelange, 

absolute Überordnung und Herrschaft des kollektiven Staatsinteresses über die 

Individualinteressen der Bürger17;  

2. Politisierung und Ideologisierung des Rechts; 

3. Propagandistische Instrumentalisierung des Rechts für die ideologische Indoktrinierung 

und konformistische, paternalistische Erziehung des Volkes; 

4. Repressivität des Rechts, die phasenweise und sektoral bis zur Brutalisierung der Gesetze 

und ihrer terroristischen Anwendung gesteigert wurde und sich generell in der 

Verschiebung vom Privatrecht weg zur völligen Dominanz des Strafrechts niederschlug; 

5. Egalisierung und Entdifferenzierung des Rechts bei gleichzeitig verdeckten, administrativ 

begründeten und gesteuerten breiten Privilegien für die sich schon seit Lenin strukturell 

herausbildende und verfestigende soziale Schicht der Funktionäre des Sowjetsystems, der 

sogenannten „Nomenklatura“18; 

6. De-Ökonomisierung des Rechts durch die Marginalisierung der Bedeutung des Geldes, 

durch die Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmitteln, insbesondere des 

                                                      
16 Luchterhandt, Künftige Aufgaben der Ostrechtsforschung (Anm. 148), S. 171 f. 
17 Der für die Verwaltungs- und Rechtskultur Russlands für typisch erklärte etatistische Paternalismus der 
Bevölkerung zeigt sich u.a. darin, dass im Rechtsbewusstsein der Bürger die sozio-ökonomischen Rechte auf 
staatliche Leistungen dominieren, während die Freiheitsrechte nur eine marginale Rolle spielen. Ol`ga Gulina 
(Anm. 141) stützt ihre Thesen auf breite rechtssoziologische Erhebungen im Süd-Ural und Westsibirien, an 
denen sie beteiligt war. Sie belegen konstant, dass maximal 10 bis 15 Prozent der Bevölkerung den klassischen 
liberalen Freiheitsrechten einen Wert bemisst, während die sozialen Grundrechte- wie in der Sowjetepoche – 
hoch im Kurs stehen. 
18 Grundlegend Meissner, Boris: Russland im Umbruch. Der Wandel in der Herrschaftsordnung und sozialen 
Struktur der Sowjetunion, Frankfurt/ 1951, S. 3 ff.; ferner Voslensky, Michael: Nomenklatura. Die herrschende 
Klasse der Sowjetunion, 2. Auflage, Wien 1984. 
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Eigentums an Grund und Boden, und durch die Ersetzung der marktmäßigen privaten 

Austauschbeziehungen durch administrative, staatliche Güterverteilung; 

7. Militanter Säkularismus des Rechts, d. h. die Verdrängung und Verbannung des Religiösen 

und religiös begründeter Moralvorstellungen aus Staat und Gesellschaft mit nachhaltigen 

Wirkungen bis tief in das Privatleben hinein; 

8. Bürokratisierung des Rechts, indem es im Sowjetsystem typischerweise der im partei-

staatlichen Auftrag auftretende Funktionär war, der den Bürgern mit höchster Autorität 

durch administrative Akte und Befehle verkündete, was „Gesetz“ und daher Recht war, 

nicht hingegen der Richter durch Urteil am Ende eines in einem fairen kontradiktorischen 

Verfahren nach Gesetz und Recht durchgeführten Prozesses. 

 

c. Einige typische Kennzeichen der heutigen Rechtskultur Russlands 

1. Vorbemerkung 

Es liegt in der Natur einer tief verwurzelten und in Jahrhunderten gewachsenen Rechtskultur, dass sie 

selbst abrupte, revolutionäre Umbrüche in einem Staat überdauert und zumindest in Teilbereichen 

der neuen Staats- und Rechtsordnung eines Volkes weiterlebt. Das ist vor allem dann der Fall, wenn 

die rechtskulturellen Traditionen mit den neuen Verhältnissen nicht direkt und auffällig kollidieren, 

wenn mentale Stereotypen und zur Gewohnheit gewordene Verfahrensweisen in politischer Hinsicht 

neutral und mit der neuen Ordnung vereinbar erscheinen, und erst recht dann, wenn sie von den 

neuen Machthabern sogar als vorteilhaft wahrgenommen und geschätzt werden. Etablierte, noch 

funktionsfähige Institutionen wandeln sich in der Regel langsam. Der Übergang von der UdSSR zu ihren 

Nachfolgestaaten und namentlich zur Russländischen Föderation liefert für rechtskulturelle 

Kontinuitäten reiches Anschauungsmaterial19.  

Aus dem Blickwinkel von Kontinuität und Diskontinuität bieten Rechtsordnung und Rechtskultur des 

postsowjetischen Russlands nach drei Jahrzehnten gleichwohl ein durchaus differenziertes Bild. Die 

vorausgegangenen Darstellungen zur Verfassungsentwicklung und zur sonstigen Rechtsentwicklung 

unter Präsident Putin belegen das. Von der untergegangenen Sowjetunion unterscheidet sich das Bild 

wesentlich20. Maßgebenden Anteil daran haben an erster Stelle die Einführung der Marktwirtschaft 

mitsamt einer darauf abgestimmten Zivilrechtskodifikation, ein völlig neues, modernes 

Wirtschaftsrecht und die Einrichtung von Wirtschaftsgerichten, welche mit den Organen der 

Staatsarbitrage der sowjetischen Planwirtschaft mit Ausnahme des Namens nichts mehr gemein 

haben. Weitere bedeutende Neuerungen sind die bundestaatliche Organisation der Russländischen 

Föderation mit einer Bundesverfassung und einem Verfassungsgericht auf der zentralen Ebene, das 

                                                      
19 Einen Überblick über die russische Rechtskultur gibt Nußberger, Einführung in das russische Recht (Anm. 89), 
S. 6ff (Nußberger).  
20 Diese Schlussfolgerung ergibt sich völlig eindeutig aus der Zusammenfassung, die Angelika Nußberger am 
Ende der von ihr herausgegebenen Einführung in das russische Recht präsentiert. A.a.O. S. 345 ff. 
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mit seiner sehr aktiven und inzwischen drei Jahrzehnte währenden Verfassungsrechtsprechung ein 

völlig neues Element in der russischen Rechtskultur darstellt. Institutionelle Elemente der Kontinuität 

und Beharrung repräsentieren demgegenüber die Sicherheitsorgane, voran die Geheimdienste, die 

Armee und die Polizei, die Organe der Staatsanwaltschaft, des Ermittlungskomitees und des 

Strafvollzuges sowie die ordentlichen Zivil- und Strafgerichte.  

Indem die Rechtskultur eines Staatswesens und Volkes Elemente der Rechtsordnung in den Blick 

nimmt, die nicht auf einzelne, konkrete Rechtsgebiete beschränkt sind, sondern über sie hinausgehend 

strukturelle Erscheinungen erfasst und thematisiert, müsste sich der folgende Überblick systematisch 

mit sämtlichen Strukturelementen der russischen Rechtsordnung befassen, also mit Rechtssetzung, 

Normenvollzug, Rechtsprechung und Kontrolle sowie mit den Einrichtungen der Rechtswissenschaft 

und ihren Publikationsorganen und auch der universitären Ausbildung des juristischen Nachwuchses. 

Eine derartige umfassende Darstellung wäre sicherlich wünschenswert, liefe aber auf eine 

Monographie hinaus. Die vorliegende Abhandlung hat ein bescheideneres Ziel. Sie beschränkt sich 

darauf, einige besonders aussagekräftige und daher wichtige Strukturelemente von Rechtskultur 

exemplarisch herauszugreifen und zu analysieren sowie einige juristische Vorgänge und Fälle 

darzustellen, die in der Ära Präsident Putins nicht nur in Russland, sondern auch international hohe 

Aufmerksamkeit erhalten haben. 

2. Eigentümlichkeiten in der Rechtsetzung (Gesetzgebung) 

Eingedenk der Tatsache, dass in der heutigen Welt die staatliche Rechtsetzung im Positiven wie im 

Negativen den wohl größten Einfluss auf die Rechtskultur eines Landes hat, beginnt der folgende 

Überblick mit einem kritischen Blick auf die Rechtssetzung des föderalen Gesetzgebers. Aus der 

vergleichenden Perspektive eines etablierten demokratischen Rechts- und Verfassungsstaates sind es 

in erster Linie Eigenarten vor allem rechtstechnischen Charakters, die ins Auge fallen und als 

Schwächen der Gesetzgebung bewertet werden können. Es ergibt sich folgender Katalog21: 

(1) Eine starke Neigung zur Kasuistik, indem Vorschriften22 beispielhaft alle möglichen 

Rechtssubjekte als Adressaten aufzählen, um dann mit einer abstrakten Bestimmung der 

Adressaten zu schließen, die von vornherein ausgereicht hätte. 

                                                      
21 Luchterhandt, Otto: Der Gesetzgebungsprozess in Russlands Duma und seine prägenden Besonderheiten, in: 
Luchterhandt, Otto (Hrsg.): Rechtskultur in Russland: Tradition und Wandel, Hamburg 2011, S. 79-107 (99 ff.). 
Der Überblick beruht außerdem auf den regelmäßigen, halbjährlichen Überblicken über die 
Gesetzesentwicklung in Russland, die der Verfasser seit 2016 zusammen mit Dmitrij Marenkov in der im 
Berliner Wissenschaftsverlag halbjährlich erscheinenden Deutsch-Russischen Rechtszeitschrift (DRRZ) 
dokumentiert.  
22 Die Gesetze und Verordnungen sind in Russland nicht in Paragraphen gegliedert, sondern in „Artikel“ 
(stat`ja).  
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(2) eine starke Neigung zum Formalismus gepaart mit Umständlichkeit und vielen 

Wiederholungen, indem z. B. in einer inhaltlich eigentlich kurzen Regelung mehrfach in voller 

Länge von „den Organen der Staatsgewalt der Subjekte der Russländischen Föderation“ die 

Rede ist. So werden Vorschriften ohne Not ausgebläht, unübersichtlich, schwer lesbar, selbst 

für den nicht trainierten Leser ermüdend und insgesamt schwerer verständlich. Die Scheu, sich 

im praktischen Interesse leichterer Verständlichkeit kurz zu fassen, führt bei Gesetzen, 

Dekreten des Präsidenten und besonders häufig bei Verordnungen der Regierung zu 

ausufernden, bis an den Rand der Unverständlichkeit gehenden Titeln (Überschriften). Die 

daraus in der Literatur bisweilen gezogene Konsequenz, nämlich nur noch das Gesetz mit 

seiner offiziellen Nummer zu zitieren, ist natürlich keine Lösung, sondern macht das geltende 

Recht noch unanschaulicher. Die Umständlichkeit der Gesetzessprache resultiert auch aus der 

traditionellen Neigung im russischen Recht zur Kasuistik, d.h. sich am Einzelfall zu orientieren 

und in weiter Distanz zu abstrakten Verallgemeinerungen dem rechtsanwendenden 

Bürokraten („činovnik“) und Richter möglichst Einzelfallregelungen an die Hand zu geben.  

(3) Immer wieder stößt man auf das Phänomen, dass in  Gesetzen einfache, selbstverständliche 

Verfahrensschritte und nebensächliche Ordnungsvorschriften mit einer bis zur Pedanterie 

gehenden Ausführlichkeit geregelt sind, während „gleich daneben“  aus rechtsstaatlicher Sicht 

besonders wichtige, einschneidende Regelungen, z. B. Ermächtigungen der Behörden zu 

Eingriffen in Grund- und Menschenrechte, administrative Zuständigkeitsregelungen, 

Kollisionsregeln, Sanktionsvorschriften und sonstige wichtige Verfahrenselemente sehr 

kursorisch, hochgradig unbestimmt, missverständlich, auch lückenhaft behandelt sind. Die 

unausweichliche Folge ist eine herabgesetzte Normativität, eine geschwächte Verbindlichkeit 

der Rechtsakte, mit der ungewollten Konsequenz, dass der Funktionär, der die Vorschriften 

anzuwenden hat, dazu ermutigt wird, die Vorschriften nach seinem persönlichen Dafürhalten 

zu handhaben. Das Ergebnis ist eine sich ausbreitende willkürliche Rechtsanwendungspraxis. 

(4) Ein besonderes Problem stellen Unklarheiten hinsichtlich des Inkrafttretens von Gesetzen und 

untergesetzlichen Rechtsakten dar, wenn für das Inkrafttreten kein bestimmtes Datum, 

sondern nur allgemein der Tag der Veröffentlichung bestimmt ist. Es wird unter anderem 

dadurch verursacht, dass es verschiedene offizielle Veröffentlichungsorgane gibt, die zu 

unterschiedlichen Kalenderdaten erscheinen, der Gesetzgeber aber keine klare Regelung zum 

Umgang mit den Terminunterschieden getroffen hat. In der Fachliteratur schätzt man, dass 

die Regelungen über das Inkrafttreten in den Gesetzen selbst in ca.15% der Fälle fehlerhaft 

sind. 

(5) Nicht wenige Gesetze leiden darunter, dass ihre Vorschriften durch häufige Novellierungen 

immer weiter aufgebläht werden, manche Artikel hierarchisch in nummerierte „Teile“ (časti), 

nichtnummerierte Absätze sowie Unterabsätze und Unter-Unterabsätze untergliedert sind 

und sich gelegentlich über mehrere Seiten erstrecken. Diese redaktionelle Praxis ist inzwischen 

typisch für die bedeutendsten Gesetze des Staatsrechtorganisationsrechts, namentlich zum 

Wahlrecht, zum Parteienrecht, zum Verhältnis von Föderation und Regionen, zur kommunalen 
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Selbstverwaltung, zum Recht des öffentlichen Dienstes usw. leiden unter dieser Schwäche. Sie 

macht die Gesetze selbst für den Fachmann schwer verständlich. 

(6) Ein weiteres, häufig anzutreffendes Phänomen ist die Oberflächlichkeit und Ungenauigkeit, 

mit welcher die Zuständigkeiten für die Ausführung des Gesetzes behandelt werden. Meistens 

wird insofern auf andere Vorschriften verwiesen, die selbst dann nicht konkret genannt 

werden, wenn sie in demselben Gesetz stehen. Weit verbreitet ist es, dass die Zuständigkeiten 

nicht in dem betreffenden Gesetz selbst geregelt werden, sondern in irgendwelchen, noch zu 

erlassenden untergesetzlichen normativen Rechtsakten der Exekutive. Ungenauigkeit und 

Unübersichtlichkeit bei den Vorschriften über die Zuständigkeit führen nicht selten dazu, dass 

mehrere Behörden oder Institutionen sich für zuständig halten können. Teilweise ist das eine 

Quelle von Konflikten zwischen ihnen, teilweise hat das aber auch zur Folge, dass sich keine 

von ihnen verantwortlich fühlt, sodass im Ergebnis der Gesetzesvollzug leidet. 

(7) Der während der Sowjetepoche üblich gewordene Begriff der „Gesetzgebung“ 

(zakonodatel´stvo) als Bezeichnung nicht nur für die formellen Gesetze (zakony), sondern 

darüber hinaus auch für die untergesetzlichen Rechtsakte der Exekutive hat sich bis zum 

heutigen Tage erhalten, am sichtbarsten kurioserweise in dem Namen des 

Veröffentlichungsorgans der föderalen Rechtsakte: „Sammlung der Gesetzgebung der 

Russländischen Föderation (Sobranie Zakonodatel´stva Rossijskoj Federacii – SZRF)“. Das 

Veröffentlichungsjournal publiziert – in dieser Reihenfolge - nicht nur die föderalen 

Verfassungsgesetze und Gesetze, sondern auch die Beschlüsse der Staatsduma und des 

Föderationsrates, die Dekrete und Verfügungen des Präsidenten, die Verordnungen und 

Verfügungen der Regierung sowie im Anhang die Entscheidungen des föderalen 

Verfassungsgerichts. Natürlich ist das praktisch, aber mehrheitlich handelt es sich bei den 

abgedruckten Akten ihrer Rechtsnatur nach nicht einmal um Gesetze im materiellen Sinne (d 

h. nicht um abstrakt-generelle Regelungen oder, nach russischer Terminologie, nicht um 

„normative Rechtsakte“), sondern um konkret-individuelle Staats- und Verwaltungsakte.  

(8) Unverständliche, unleserlich gewordene Gesetze – Beispiele oben, infolge von permanenten 

hemmungslosen Novellierungen, die de facto aus dem Regierungs- und Präsidialapparat 

kommen.  

Nach häufigen Novellierungen nicht üblich, bereinigte Neubekanntmachungen der 

betreffenden Gesetze zu veröffentlichen. 

(9) Immer häufigere Artikelgesetze, d. h. Novellierungen von bis zwei Dutzend Gesetzen, die sich 

zwar auf einen gemeinsamen Lebensbereich beziehen können, z. B. das Informationswesen, 

die Insolvenz von Unternehmen oder Rechtslage und Tätigkeit Kleinerer und Mittlerer 

Unternehmen (KMU), der aus dem neutral formulierten Gesetzestitel aber nicht hervorgeht.  

(10)  Starke Tendenz, im Falle der Änderung mehrerer Artikel eines Gesetzes für einige wenige 

Artikel oder gar für jeden einzelnen Artikel ein eigenes Gesetz zu erlassen. Letzteres ist für die 

Novellierung des Ordnungswidrigkeitenrechts und des Steuerrechts seit langem typisch.  
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(11)  Ungewöhnlich häufige Novellierungen von Gesetzen, und zwar, wie sich oben in dem 

Überblick über die Verfassungsrechtsentwicklung gezeigt hat, besonders auf dem Gebiet des 

Staatsrechts, mit der auffälligen Tendenz, in einem repressiv-restriktiven Geiste die von 

Verwaltungsorganen und Bürgern zu beachtenden Verfahren immer strenger und rigider zu 

regeln und darauf bezogene administrative Kontrollkompetenzen zu verstärken. 

(12)  Kleinteiligkeit der Gesetzgebung, d. h. eher schwache systematische Durchdringung eines für 

regelungsbedürftig gehaltenen Lebensbereiches und dessen integrierte normative 

Strukturierung. 

Die aufgelisteten, die Gesetzgebung in formal-technischer Hinsicht prägenden Eigentümlichkeiten 

führen im Verbund miteinander und kumulativ zu einer für die Qualität der Rechtskultur Russlands aus 

dem Blickwinkel seiner Verfassungsprinzipien Demokratie und Rechtsstaat (Art. 1 Abs. 1 Verfassung 

RF) negativen Wirkung: 

erstens erschwert die nicht selten hochgradige sprachlich-redaktionelle Umständlichkeit der 

Gesetzesbestimmungen den raschen Zugriff auf den Inhalt der neu erlassenen Gesetze und den Zugang 

zu einem klaren, sicheren Verständnis des Sinnes der neu erlassenen Regelungen; 

zweitens leiden unter den häufigen Gesetzesänderungen die Übersichtlichkeit und Klarheit der 

Rechtslage; 

drittens bleibt infolge des häufigen Gebrauchs von nicht selten unbestimmt bleibenden 

Verweisungsnormen die vom Gesetzgeber beschlossene Regelung unvollständig, mit der Folge, dass 

die Normativität und praktische Anwendbarkeit des Gesetzes starke Einbußen erleiden. 

Bezogen auf das Ganze der postsowjetischen Rechtsordnung der Russländischen Föderation ziehen 

sich die aufgelisteten Eigentümlichkeiten und Schwächen allerdings nicht gleichmäßig und uniform 

durch alle Rechtsgebiete. Es ist vielmehr festzustellen, dass ein Gefälle besteht, nämlich, etwas 

vereinfacht gesagt, vom Staats- und Verwaltungsrecht zum Zivil- und Wirtschaftsrecht: Das heißt: die 

gesetzgeberischen Schwächen und Mängel treten in den Gesetzen des Staatsrechts und des 

Verwaltungsrechts, also im Öffentlichen Recht, am häufigsten und am auffälligsten in Erscheinung, 

weniger dagegen im Wirtschaftsrecht und am geringsten im Zivilrecht.  

Aus dem Blickwinkel des Demokratieprinzips und des mit ihm verbundenen normativen Interesses an 

Bürgernähe und Gemeinverständlichkeit des staatlich gesetzten, „positiven“ Rechts auch auf Seiten 

juristisch nicht vorgebildeter Personen führt der Befund zu der bedeutsamen Erkenntnis, dass die 

Gesetze, welche erstens die innere Organisation des Staatswesens in Russland auf der zentralen und, 

so darf man hier hinzufügen, auch auf der regionalen Ebene regeln, und zweitens die 

Rechtsverhältnisse zwischen den Staatsorganen und den natürlichen Personen und den 

nichtstaatlichen juristischen Personen betreffen, strukturell die geringste Bürgernähe und den 
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niedrigsten Grad an Transparenz, Klarheit und Durchschaubarkeit aufweisen, während diese Vorzüge 

umgekehrt am deutlichsten den Gesetzen des Zivilrechts und des Wirtschaftsrechts anhaften.  

3. Eigentümlichkeiten der Rechtsanwendung (Gerichte; Verwaltungsbehörden usw.)  

(1) Zu den bedeutendsten Eigentümlichkeiten der russischen Rechtskultur gehört eine tiefsitzende 

und daher fest verankerte „Neigung zur Bestrafung (карательный уклон)“ vom Regime 

inkriminierten störenden Verhaltens. Das Phänomen durchzieht strukturell das gesamte 

Rechtswesen – die Rechtsetzung ebenso wie die Verwaltungspraxis, die Arbeit der Polizei und der 

Justiz, also die Tätigkeit von Staatsanwaltschaft, Ermittlungsbeamten und Richtern. Die im ersten 

Teil der Abhandlung dargestellten Gesetze zur Reglementierung der demokratischen Grund- und 

Kommunikationsrechte des Menschen und Bürgers zeugen davon ebenso wie das scharfe, 

rücksichtlose Vorgehen von Polizei, Staatsanwaltschaft und Strafgerichten gegen Organisatoren 

und Teilnehmer z. B. von Versammlungen, die zwar korrekt angemeldet worden und 

grundrechtlich unbedenklich sind, aber von den Behörden aus politischen Erwägungen pauschal 

für unerwünscht gehalten und folglich willkürlich, d.h. im Widerspruch zur Verfassung, untersagt 

wurden und werden23.  

(2) Unter dem Putin-Regime hat der Griff nach der Strafsanktion einen Grad erreicht, der selbst über 

die der spätsowjetischen Breschnew-Ära hinausgeht, und eine völlige Abkehr von der im Ansatz 

liberalen Strafrechtspolitik der Jelzin-Ära darstellt. Das belegen die folgenden dürren Zahlen: Am 

31. Dezember 2003, also am Ende der ersten Amtszeit Präsident Putins, umfasste der Besondere 

Teil des 1996 in Kraft getretenen und von Grund auf reformierten Strafgesetzbuches Russlands 260 

Artikel (Straftatbestände)24. Danach ging ihre Zahl steil nach oben und lag am 31. Dezember 2020 

bei 480 Artikeln25. Angesichts der Tatsache, dass sich das Putin-Regime seit dem Beginn der dritten 

Amtszeit (2012) kontinuierlich weiter verhärtet hat, dürfte sich die Zahl der Straftatbestände 

demnach schon in naher Zukunft verdoppelt haben. Die größten Steigerungsraten verzeichnen die 

Abschnitte über Straftaten in den Bereichen von Wirtschaft und Finanzen und über den Schutz der 

staatlichen Ordnung. Noch dramatischer ist die Steigerung im Verwaltungsstrafrecht, bei den 

„Ordnungswidrigkeiten“ (in bundesdeutscher Terminologie). Während der Besondere Teil des 

neuen, am 1. Januar 2002 in Kraft getretenen „Gesetzbuches über die administrativen 

                                                      
23 Ausführlich Luchterhandt, Fortschreitende Aushöhlung des Grundrechts der Versammlungsfreiheit gemäß 
Art. 31 der Verfassung Russlands (Anm. 60). 
24 Hier benutzte Textausgabe Ugolovnyj Kodeks Rossijskoj Federacii [Strafgesetzbuch der Russländischen 
Föderation], Moskau 2004. 
25 StGB RF zum Stand vom 31.12.2020; Quelle: УК РФ 2021. Действующая редакция - Уголовный кодекс РФ 
(rulaws.ru).  

https://rulaws.ru/uk/
https://rulaws.ru/uk/
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Rechtsverletzungen“ (KoAP) am 31. Dezember 2006, gegliedert in 16 Abschnitte, 350 Tatbestände 

umfasste26, waren es am 31. Dezember 202027 mehr als das Doppelte: 780!   

Die drastische Erhöhung auch der Tatbestände des Strafrechts schließt es aus, dass die Erhöhung der 

Tatbestände des Ordnungswidrigkeitenrechts Folge einer Politik der Dekriminalisierung des Strafrechts 

ist. Zwar hatte dieser reformpolitische Ansatz eine Zeitlang Bedeutung, aber das Putin-Regime hat sich 

von ihm definitiv verabschiedet und bewegt sich völlig im Traditionsstrom des „karatel`nyj uklon“.   

(3) Ganz in der Tradition der „Neigung zur Bestrafung“ steht ein weiteres Charakteristikum der 

Rechtskultur Russlands: die absolute Seltenheit von Freisprüchen in Strafverfahren und die 

Selbstverständlichkeit, mit welcher die Strafrichter den Anklageschriften und Anträgen der 

Staatsanwaltschaft folgen. Nach offizieller Mitteilung der Ermittlungsbehörde RF sind 2013 in 

Strafprozessen 331.882 Personen verurteilt, hingegen nur 1857 freigesprochen worden28. 2017 

klafften die Zahlen noch weiter auseinander: Rund 698.000 verurteilten Personen standen 1.600 

Freisprüche gegenüber29. Ihr ohnehin schon extrem niedriger Satz von 0,4 halbierte sich noch 

einmal und fiel auf 0,2 %!  

Während die föderale Ermittlungsbehörde mit einer an Zynismus grenzenden Unverfrorenheit die 

extrem niedrigen Zahlen von Freisprüchen mit der angeblich vorzüglichen, hochqualifizierten Arbeit 

der Ermittler im Stadium der Voruntersuchung erklärt30, machen Kritiker innerhalb und außerhalb 

Russlands vor allem die Abhängigkeit der Strafgerichte von der Anklagevertretung für den gegen Null 

strebenden Prozentsatz von Freisprüchen verantwortlich. Sie liegen näher bei der Wahrheit, denn sie 

können sich auf zahllose Berichte stützen: teils über Unfähigkeit und krasses Versagen der 

Ermittlungsbehörden, teils über ihre skrupellose Bereitschaft zur Falsifizierung von Akten, zur 

Verdrehung von Sachverhalten, zur Manipulation von Beweismitteln, zur Beeinflussung und 

Bedrohung von Zeugen, zur Einschüchterung angeblicher Delinquenten und ihrer Angehörigen und 

über Maßnahmen der Verfolgung unbeteiligter, schuldloser Personen, vor allem durch die Fabrizierung 

von Beschuldigungen und Anklagen31. Die Zahlen spiegeln das gegenüber der Sowjetepoche 

unveränderte Autoritätsgefälle zwischen der „oben“ stehenden Staatsanwaltschaft und dem zu ihrem 

Erfüllungsgehilfen degradierten Gericht wider.  

                                                      
26 Hier benutzte Textausgabe des KoAP, Novosibirsk 2007.  
27 https://koap-kod.ru/.  
28 (https://www.bbc.com/russian/russia/2015/01/150120_markin_acquittal_rate_court_russia.  
29 https://ptzgovorit.ru/news/rossiyskie-sudy-stali-rezhe-vynosit-opravdatelnye-prigovory. Die Verdoppelung 
der Zahl der Strafprozesse in nur vier Jahren spiegelt die drastische Verschärfung des Repressionskurses im 
Wechsel zu Präsident Putins dritter Amtszeit wider. 
30 So der Sprecher des Ermittlungskomitees RF, Vladimir Markin, als dessen „Markenzeichen“ die zynische 
Verhöhnung der Öffentlichkeit gelten kann. Siehe Anm. 24.  
31 In jeder Hinsicht exemplarisch ist der von Veronika Malinina recherchierte Fall „S. G. Jurinson“ im Kraj 
Primor`e (2016/2017). НАДЗОР.ORG » Судьи не желают оправдывать Юринсона? (nadzor.org).  

https://koap-kod.ru/
https://www.bbc.com/russian/russia/2015/01/150120_markin_acquittal_rate_court_russia
https://ptzgovorit.ru/news/rossiyskie-sudy-stali-rezhe-vynosit-opravdatelnye-prigovory
http://nadzor.org/2017/11/sudi-ne-zhelayut-opravdyivat-yurinsona/
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Der Karatel`nyj uklon ist eine Haupthinterlassenschaft der Sowjetepoche. In Gestalt der Funktion des 

sozialistischen Staates, die vom Regime zum Hauptfeind erklärten „Überbleibsel“ des Kapitalismus, des 

mit ihm verbundenen bürgerlichen Individualismus und Gewinnstrebens auszumerzen 

(„Unterdrückungsfunktion“), war er – bis zum Ende der Sowjetunion (!) – offizielle Doktrin des 

Marxismus-Leninismus, der Sowjetideologie.  

In der Russländischen Föderation, die nach heutiger Doktrin des Kremls nicht mehr „Nachfolger“-, 

sondern „Fortsetzer-Staat“ der UdSSR ist, ist die neu entstandene Schicht erfolgreicher 

Privatunternehmer Hauptobjekt und Hauptopfer der staatlichen Kontroll- und Strafverfolgungsorgane. 

In dem Maße, wie unter dem Putin-Regime die Hegemonie des Staatsapparates über die neu 

entstandenen marktwirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Strukturen errichtet wurde, haben 

Funktionäre vor allem der Sicherheits- und der Finanzorgane (Geheimdienste; Miliz (Polizei), 

Steuerfahndung; Staatsanwaltschaft, Ermittlungskomitee usw.) sich darauf spezialisiert, ihre 

hoheitlichen Kontrollkompetenzen und Sanktionsbefugnisse instrumentell dafür einzusetzen, 

erfolgreiche Unternehmen angeblicher Straftaten zu beschuldigen, ihre Firmenbüros zu durchsuchen, 

die Arbeitsunterlagen als Beweismittel zu beschlagnahmen und Unternehmer sowie Eigentümer 

Kleiner und Mittlerer Unternehmen in einem Zusammenspiel von FSB32 und Ermittlungsbehörde, 

Staatsanwaltschaft und Strafgerichten in Untersuchungshaft zu versetzen. Ihren wirtschaftlichen Ruin 

vor Augen, erklären sich die Unternehmer bereit, zumindest Teile ihres Unternehmens an 

Konkurrenzunternehmen zu übertragen, die mit Verwandten oder „Geschäftspartnern“ von 

Sicherheitsfunktionären kooperieren. Weigern sie sich, das zu tun, weil sie sich für stark genug halten, 

den ihnen angedrohten, fabrizierten Strafprozess zu gewinnen, begeben sie sich auf einen Weg, an 

dessen Ende in der Regel ihre Verurteilung und damit der Verlust von persönlicher Freiheit und 

Eigentum stehen.  

Ironischerweise lassen sich als „Kronzeugen“ der kriminellen Machenschaften in parastaatlicher Regie 

ausgerechnet Russlands Präsidenten Vladimir Putin und Dmitrij Medvedev zitieren. Denn seit den 

2000er Jahren bis heute, also seit Anbeginn des Putin-Regimes, haben sie in ihren jährlichen, vom 

Staatsoberhaupt verfassungsgemäß an die beiden Kammern des Bundesparlaments 

(„Föderalversammlung“) zu richtenden „Botschaften“ (poslanie) über die Lage Russlands33, über seine 

politischen Probleme, Erfolge und Misserfolge, jene für die Wirtschaft des Landes, für Investitionen, 

Eigentum und Geschäftsklima hochgradig schädliche Praxis wiederholt beschrieben, nachdrücklich 

verurteilt und Vorschläge für ihre Bekämpfung gemacht. Schon in seiner ersten Poslanie (2000) 

versprach der Präsident „die Befreiung der Unternehmer von der administrativen Unterdrückung“ 

(administrativnogo gneta)34. Im darauffolgenden Jahr warf er den Beamten vor, ausschließlich an einer 

                                                      
32 Der Föderale Sicherheitsdienst (Federal´naja Služba Bezopasnosti – FSB) ist Hauptnachfolger des KGB.  
33 Art. 84 Buchstabe f) der Verfassung RF. Der feierliche Staatsakt folgt dem US-amerikanischen Vorbild der 
„State of the Union Message“. Föderationsrat und Staatsduma erkennen die in der „Botschaft“ vom 
Präsidenten formulierten „Aufträge“ traditionell als politisch verbindlich an. 
34 Quelle: Konsultant Plus: http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_27823/#dst0.   

http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_27823/#dst0
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„Statusrente“ interessiert zu sein und die hoheitlichen Befugnisse durch Bestechung und Abzweigung 

von Geldern zu versilbern35. 2003 wiederholte er die Vorwürfe36, und 2005 griff er die Staatsdiener mit 

äußerster Schärfe an37: „Unsere Beamtenschaft (činovničestvo) stellt noch in einem bedeutendem 

Umfang eine verschlossene und geradezu arrogante Kaste (podčas nadmennuju kastu) dar, die den 

Staatsdienst als eine Spielart von Business betrachtet.“  

Anfangs setzte Präsident Putin seine Hoffnung, Remedur zu schaffen, auf eine durchgreifende 

Erneuerung des praktisch unverändert aus der Sowjetepoche überkommenen Staatsdienstes und 

Beamtenapparates38.  Die Kozaksche Verwaltungsreform, die die Zentralbehörden unter Einschluss 

ihrer Kompetenzen gänzlich umgestaltete, ist jedoch nicht nur gescheitert, sondern hat in den 

Fachministerien - mit Ausnahme der Sicherheitsressorts - zu chaotischen Verhältnissen geführt und 

wurde deswegen bald rückgängig gemacht39. 

Präsident Medvedev machte zwar, obwohl er erklärtermaßen reformorientiert war, keinen neuen 

Anlauf zur Verwaltungsreform, setzte aber die Kritik an der Wirtschaftsfeindlichkeit der 

Staatsverwaltung fort40: „Zugleich lässt sich die staatliche Bürokratie – wie vor 20 Jahren – von 

demselben Misstrauen gegenüber dem freien Menschen, gegenüber freiheitlicher Aktivität leiten. 

Diese Logik verleitet sie zu gefährlichen Schlüssen und gefährlichen Aktionen. Periodisch versetzt die 

Bürokratie das Business in `Alpträume` (košmarit biznes), damit es irgendwas nicht so macht; 

unterwirft sie die Medien ihrer Kontrolle, damit sie irgendwas nicht so sagen, mischt sie sich in Wahlen 

ein, damit man nicht irgendwen für irgendwas wählt, setzt Gerichte unter Druck, damit sie nicht 

irgendwen für irgendwas verurteilen, usw. 

Im Ergebnis ist der Staatsapparat in unserem Lande der größte Arbeitgeber, der aktivste Verleger, der 

beste Producer, sein eigenes Gericht, seine eigene Partei und letztlich auch sein eigenes Volk. Ein 

solches System ist absolut ineffektiv und produziert nur eins: Korruption. Es erzeugt massenhaften 

Rechtsnihilismus,…“ 

Während Medvedev versuchte, durch verschärfte Korruptionsbekämpfung und Liberalisierung des 

Strafrechts Unternehmer besser vor missbräuchlichen behördlichen Repressionsmaßnahmen zu 

schützen, versuchte Präsident Putin es ab seiner dritten Amtszeit (2012) mit einer grundlegenden 

Reform des gesamten Kontrollwesens41. Durchgreifende Erfolge hatten sie beide nicht. In seiner 

                                                      
35 Poslanie 2001, Text: http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_30989/#dst0.  
36 Poslanie 2003, Text: http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_42280/#dst0.   
37 Poslanie 2005, Text: http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_53088/#dst0.-  
38 Näheres oben unter II. b.  
39 Deswegen dürfte Präsident Putin in seinen Poslanija 2006 und 2007 über das Thema geschwiegen haben.  
40 Poslanie 2008, Text: http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_81294/..  
41 Frucht der Bemühungen ist das kodifikatorische föderale Gesetz vom 31.7.2020 über die staatliche Kontrolle 
(Aufsicht) und die kommunale Kontrolle in der Russländischen Föderation, Text: SZRF 2020, Nr. 31, Pos. 5007.  

http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_30989/#dst0
http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_42280/#dst0
http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_53088/#dst0.-
http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_81294/
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Poslanie vom Februar 2019 stellte Präsident Putin ernüchtert fest42: „Geehrte Kollegen, um die 

weitreichenden Ziele zu erreichen, die vor dem Lande stehen, müssen wir uns von allem 

verabschieden, was Freiheit und Initiative der Unternehmerschaft beschränkt. Das ehrliche Business 

darf nicht ständig unter einem (StGB-)Artikel leben, nicht ständig die Gefahr der strafrechtlichen oder 

sogar [??] der administrativen Bestrafung fühlen. Ich habe die Aufmerksamkeit auf dieses Problem 

bereits in einer Poslanie gelenkt und entsprechende Zahlen genannt. Leider hat sich die Situation nicht 

wesentlich geändert.“  

Das jüngste Gesetz von 2020 über die Grundlagen des gesamten Kontroll- und Aufsichtswesens, in 

welchem über 1 Million Arbeitnehmer beschäftigt sind43, wird daran substantiell nichts ändern. Es kann 

daran auch nichts ändern, weil das Putin-Regime sich auf eine Präsidialexekutive stützt, die den 

Gesetzgeber und auch die Gerichte beherrscht, alle echten, unabhängigen demokratischen und 

rechtsstaatlichen Kontrollmechanismen abgeschafft, unabhängige Medien bis auf inselartige Reste 

marginalisiert sowie autonome zivilgesellschaftliche Organisationen abgedrängt oder ausgeschaltet 

hat. Es liegt im Wesen eines solchen Systems, dass seine Repräsentanten und Funktionäre den Bürgern 

mit tiefsitzendem Misstrauen und Angst vor naturgemäß unberechenbaren freiheitlichen Regungen 

gegenüberstehen.   

d. Prominente Fälle von Rechtsnihilismus unter dem Putin-Regime 

„Der Fisch stinkt vom Kopfe her“, ist ein auch in Russland gebräuchliches Sprichwort. Schaut man auf 

den Stand und die Entwicklung der Verfassungs- und Rechtskultur unter dem Putin-Regime, dann fallen 

Vorgänge ins Auge, die jenem Sprichwort hohe Aktualität verleihen. In dem Maße und Grade 

jedenfalls, wie Vladimir Putin seine persönliche Macht gefestigt hat und die Hegemonie des 

Präsidentenamtes zu absoluter Dominanz im Staatswesen ausbaute, häufen sich die Fälle, in denen die 

Präsidialexekutive, bestimmt durch Motive reiner und nicht selten zynischer politischer 

Zweckmäßigkeit, zur Absicherung ihrer Machtinteressen das Recht zurechtbiegt, bricht und sich 

inzwischen immer weniger Mühe gibt, den äußerlichen Anschein von Gesetz und Recht zu wahren. Die 

folgenden spektakulären Fälle sind Belege dafür, dass selbst die höchsten Staatsorgane Russlands vor 

der offenen Demonstration von Rechtsnihilismus nicht mehr zurückschrecken. 

1. Putin als parteiloser Parteidiktator an der Spitze der Kremlpartei „Edinaja Rossija“ (2008) 

Präsident Putin hat bei den Duma-Wahlen vom 2. Dezember 2007 auf Platz 1 der Liste der Kreml-Partei 

„Einheitliches Russland“ kandidiert und mit dem präsidentiellen Propagandaapparat die 

Parlamentswahl zu einem Plebiszit der Wähler über seine Person als „nationaler Führer“ Russlands 

                                                      
42 Text: http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_318543/. 
43 Poslanie 2012: http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_138990/.  

http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_318543/
http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_138990/
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erklärt44. Es focht ihn nicht an, dass er die Kampagne gesetzwidrig als Staatspräsident und mit den 

Mitteln seines Amtes durchführte und dass er nicht einmal Mitglied der Kreml-Partei war. Zwar kann 

auch ein Parteiloser auf einer Parteiliste zur Duma kandidieren (Art. 7 Abs. 3, Art. 37 DumawahlG 

2005), aber wenn er ein „staatliches oder kommunales Amt innehat“, darf er erstens die Vorrechte 

seines Amtes nicht während des Wahlkampfes ausnutzen“, und zweitens wird er bis zur Wahl „von der 

Erfüllung seiner Amtspflichten befreit“ (Art. 46 Abs. 1 und 2). Putin hat seine Amtsgeschäfte jedoch 

weiter ausgeübt, und offensichtlich hatte er von vornherein gar nicht die Absicht, das 

Abgeordnetenmandat anzutreten. Da gemäß der Verfassung allein der Präsident Russlands 

beanspruchen kann, im politischen Sinne als der „nationale Führer“ des Landes anerkannt zu werden 

und dafür die Präsidentschaftswahlen das legitime Forum sind, nicht aber die Parlamentswahlen, hat 

Vladimir Putin die Duma-Wahl dazu missbraucht, sich für die Zeit nach seinem für 2008 beschlossenen 

Rückzug vom Präsidentenamt einen seinen Nachfolger Dmitrij Medvedev überstrahlenden politischen 

Titel und Rang zuzulegen.  

Auf dieser Linie ließ sich Putin am 14. April 2008, d. h. als noch amtierender Staatspräsident, zum 

„Vorsitzenden“ der Kreml-Partei „Einheitliches Russland“ wählen. Gleichwohl wollte er weiterhin 

parteilos bleiben, um nicht allzu sehr mit der inzwischen ziemlich unpopulär gewordenen „Partei der 

Macht“ identifiziert zu werden. Das war mit ihrer Satzung allerdings nicht vereinbar. Nach der 

ungeschriebenen Regel „Wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg“ änderte die Partei kurzerhand, ohne 

Diskussion, die Satzung. Putins Wahl war jedoch formell unwirksam, weil die Satzungsänderung wegen 

ihrer ausstehenden Registrierung noch nicht in Kraft getreten war45.  

Die Satzungsänderung war aber auch in materieller Hinsicht rechtswidrig, denn die Regelungen über 

den Parteivorsitz standen in einem schreienden Widerspruch zu den Grundprinzipien und Vorschriften 

des Parteiengesetzes46. Die Wahl eines Nichtparteimitgliedes zum Vorsitzenden einer Partei ist schon 

als solche rechtlich widersinnig, ja absurd, denn die personelle Grundlage einer Partei sind 

selbstverständlich allein ihre Mitglieder. Dementsprechend haben sie das exklusive Recht, in die 

Führungsorgane der Partei gewählt zu werden (Art. 23 Abs. 5 ParteienG), und auf demselben 

Grundsatz beruht die Bestimmung, dass die Mitglieder nur einer Partei angehören dürfen (Art. 23 Abs. 

6). 

Die Kreml-Partei hat mit der Satzungsänderung die Absurdität der Regelung aber noch auf die Spitze 

getrieben, denn als „nationaler Führer“ und „parteiloser Parteivorsitzender“ erhielt Vladimir Putin 

                                                      
44 Ivanov, Vitalij: Partija Putina. Istorija „Edinnoj Rossii“ [Die Partei Putins. Die Geschichte von „Einheitliches 
Russland“], Moskau 2008, S. 207 ff. („Triumph-2007“); ausführlich hierzu und zum Folgenden Luchterhandt, 
Der Zustand der Rechtsstaatlichkeit in Russland (Anm. 32), S. 530 ff. 
45 Novaja gazeta 2008, Nr. 27 (17.-20.4.), S. 2/3. Zuständig für die Registrierung ist das Justizministerium 
Russlands. 
46 Das Parteiengesetz vom 11.7.2001 (SZRF 2001, Nr. 29, Pos. 2950) stammte aus der reformerisch orientierten 
ersten Amtszeit Präsident Putins. Nun wurde es wie ein störendes Hindernis grob ignoriert. 
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diktatorische Vollmachten47: er führte den Vorsitz in allen Führungsgremien, bestimmte allein ihre 

Tagesordnungen, hatte das exklusive Vorschlagsrecht für alle Führungspositionen in der Partei, konnte 

nach Belieben die Befugnisse der Mitglieder aller Führungsgremien suspendieren und die Beschlüsse 

aller Organe aussetzen. 

2. Die Strafverfahren gegen Chodorkovskij und Lebedev (2005; 2010) 

Am 31. Mai 2005 sind Chodorkovskij und Lebedev vom Gericht des Meščanskij Rayons der Stadt 

Moskau vor allem wegen der Hinterziehung von Steuern in schweren Fällen jeweils zu neun Jahren 

Freiheitsentzug verurteilt worden48.  

Am 27.12.2010 wurden sie ein weiteres Mal verurteilt, und zwar unter Einbeziehung der Strafe aus 

dem 1. Strafprozess zu 14 Jahren Haft durch ein anderes Moskauer Gericht, des Stadtbezirks 

Chamovniki. Zugrunde lag dem Urteil zwar derselbe Sachverhalt wie im ersten Prozess, aber nun wurde 

er juristisch ganz anders qualifiziert: Chodorkovskij und Lebedev wurden verurteilt, weil sie das der 

JUKOS-Muttergesellschaft von den Tochtergesellschaften übertragene Erdöl angeblich veruntreut und 

im Ausland verkauft hätten. Im Unterschied zum Strafurteil des Meščanskij-Gerichts behauptete das 

Chamovniki-Gericht, Eigentümerin des Erdöls sei durch die Transaktionen nicht die JUKOS-

Muttergesellschaft geworden, sondern deren Tochtergesellschaften geblieben. Damit entzog das 

Chamovniki-Gericht der früheren Verurteilung von Chodorkovskij und Lebedev wegen unterlassener 

Versteuerung des Erdöls den Boden, denn das Urteil des Meščanskij-Gerichts setzte voraus, dass die 

JUKOS-Muttergesellschaft das Erdöl als dessen Eigentümerin hätte versteuern müssen. Das 

Chamovniki-Gericht setzte sich damit auch in Widerspruch zu den Urteilen zahlreicher russischer 

Wirtschaftsgerichte und sogar zu dem offiziellen Rechtsstandpunkt Russlands im JUKOS-Verfahren vor 

dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg, die übereinstimmend die JUKOS-

Muttergesellschaft als Eigentümerin des Erdöls betrachteten. 

Das Strafurteil des Chamovniki-Gerichts ist in mehrfacher Hinsicht krass rechtswidrig: Erstens verurteilt 

es Chodorkovskij und Lebedev wegen eines gewöhnlichen geschäftlichen Verhaltens zu einer Strafe 

und verstößt damit gegen den klassischen rechtsstaatlichen Grundsatz „kein Verbrechen ohne 

Gesetz“. Zweitens verstößt das Urteil insbesondere gegen das Verbot der Analogie im Strafrecht (Art. 

3 Abs. 2 StGB RF), denn es behandelt die Übereignung einer Sache zu einem niedrigen Preis juristisch 

ebenso wie die Veruntreuung anvertrauten fremden Eigentums. Drittens verstößt das Urteil gegen das 

Verbot des Art. 50 Abs. 1 der Verfassung Russlands, jemanden zweimal wegen derselben Sache zu 

bestrafen, denn diese war bereits Gegenstand des ersten Strafprozesses vor dem Meščanskij-Gericht. 

Viertens beraubt das Strafurteil Chodorkovskij und Lebedev ohne eine Rechtfertigung ihres 

verfassungsmäßigen Rechts auf Freiheit und persönliche Unantastbarkeit (Art. 20 Abs. 1 Verfassung 

                                                      
47 Vgl. Art. 7 der Parteisatzung. Text auf der Homepage der Partei „Edinaja Rossija“ 
48 Zu den Prozessen Luchterhandt, Der YUKOS-Prozess gegen Michail Chodorkovskij (Anm. 25), m. w. N. 
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RF). Ein Richter, der eine unschuldige Person zur strafrechtlichen Verantwortung zieht, begeht auch 

nach russischem Strafrecht ein schweres Verbrechen (Art. 299; 307 StGB).  

3. Aktionen gegen den „Blogger“ und politischen Oppositionellen Aleksej Naval`nyj  

Der Rechtsnihilismus zieht sich wie ein Roter Faden durch die Ära „Putin“. Seit dem Prozess gegen 

Michail Chodorkovskij und der Zerschlagung des YUKOS-Konzerns (2003-2005)49 ist seine Spur immer 

breiter und tiefer geworden. Hatte das Regime sich bislang noch Mühe gegeben, seine nihilistische 

Einstellung zu Gesetz und Recht mit Instrumenten des Rechts zu bemänteln und verbergen, so hat es 

2020/2021 die verschleiernden Maskeraden weitgehend eingestellt: Die frontale Bekämpfung des 

inzwischen de facto zum Haupt der politischen Opposition im Lande aufgestiegenen Aleksej Naval`nyj50 

sowie die faktische Suspendierung der rechtsstaatlichen „Jelzin-Verfassung“ von 1993 und ihre 

förmliche Umwandlung in ein Dokument des autokratischen „Putin-Regimes“ legen davon 

gleichermaßen Zeugnis ab. 

Während die Deformation der Föderalverfassung im nachfolgenden Schlusskapitel eingehend 

behandelt wird, wird an dieser Stelle ein Überblick über die Verfolgung Aleksej Naval`nyjs gegeben. 

aa. Der Strafprozess wegen „KirovLes“ (2012/2013) 

Seit 2009 macht das Putin-Regime Anstrengungen, Naval´nyj mit Hilfe der Strafjustiz unschädlich zu 

machen51. Zwei Ermittlungsverfahren wurden ergebnislos eingestellt. Ende Mai 2012, gleich nach 

Putins Rückkehr ins Präsidentenamt, wurde ein neues Ermittlungsverfahren eingeleitet. Es führte am 

18. Juli 2013 zur Verurteilung Naval´nyjs zu 5 Jahren Freiheitsentzug durch ein Rayongericht der Stadt 

Kirov (nordöstliches europäisches Russland) wegen einer (angeblich) gemeinschaftlichen, 

organisierten Veruntreuung von Holz im Wert von 16 Mio. Rubeln (Art. 160 Abs. 4 StGB RF). Im Oktober 

2013 änderte das Kirover Gebietsgericht das Urteil ab und setzte die Freiheitsstrafe zur Bewährung 

aus. 

                                                      
49 Der Verfasser hat es 2005 „postwendend“ auf den Punkt gebracht: Luchterhandt, Rechtsnihilismus in Aktion. 
Der Jukos-Chodorkovskij-Prozess in Moskau (Anm. 23); derselbe: Verhöhnung des Rechts. Der zweite 
Strafprozess gegen Michail Chodorkovskij und Platon Lebedev, in: Osteuropa, 61. Jahrgang (2011), S.  3- 42.    
50 Schmidt, Friedrich: Die Basistruppe der Opposition, in: FAZ v. 1.9.2020, S. 3; derselbe: Mit Schlauheit gegen 
das System, in: FAZ v. 11.9.2020, S. 6; derselbe: Mit Nationalisten gegen Putin, in: FAZ v. 31.12.2020, S. 3.  
51 Aleksej Naval´nyj hat eine Ausbildung als Rechtsanwalt sowie als Finanz- und Wertpapierspezialist. Seine 
Einkünfte hat er darauf verwendet, Aktien russischer Großunternehmen zu kaufen und seine Stellung als 
Kleinaktionär dazu genutzt, illegale Praktiken von TOP-Managern aufzudecken und publik zu machen. 
Außerdem engagiert er sich in der Bekämpfung von Korruption bei der Vergabe von Staatsaufträgen. Naval´nyj 
ist außerdem in der außerparlamentarischen Opposition aktiv. Er hat der Kreml-Partei „Einheitliches Russland“ 
das Etikett „Partei der Gauner und Diebe“ angehängt und damit ihren Autoritätsverfall stark beschleunigt. 
Naval`nyjs Blog wird inzwischen von Millionen gelesen. Zum Folgenden ausführlich Luchterhandt, Missbrauch 
des Strafrechts: Das „System Putin“ im Kampf gegen Aleksej Naval’nyj (Anm. 79), S. 99 – 115. 
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Wie schon der Prozess gegen „Chodorkovskij-Lebedev“ demonstriert der Fall Naval`nyj in grotesker 

Weise, wie die Strafverfolgungsorgane aus alltäglichen Handelsgeschäften und Kaufverträgen 

kriminelle Handlungen fabrizieren.  

Der Sachverhalt ist, knapp zusammengefasst, folgender: Das von dem Generaldirektor Opalev 

miserabel geleitete und stark verschuldete Staatsunternehmen „KirovLes“ (Kirovs Forsten) hatte im 

März 2009 an die von P. Oficerov gegründete private „Vjatka-Forst-Gesellschaft“ Holz für 15, 7 Mio. 

Rubel verkauft. Der Kaufpreis wurde auch gezahlt. Naval´nyj, damals ehrenamtlicher 

Wirtschaftsberater des Gouverneurs von Kirov, hatte das Geschäft vermittelt. Vjatka-Forst verkaufte 

die Festmeter für 16 Mio. Rubel an diverse Kunden weiter.  

Schematisch der Anklageschrift folgend, meinte das Gericht, Naval´nyj, Oficerov und Opalev hätten in 

krimineller Absprache das Holz weit unter Marktwert zu Lasten von KirovLes“ verkauft und dadurch 

„Veruntreuung“ begangen. Den Marktwert des Holzes hat das Gericht jedoch nicht ermittelt, sondern 

kurzerhand mit dem von „Vjatka-Forst aus dem Weiterverkauf erzielten Erlös gleichgesetzt. Dabei hat 

es die Kosten von „Vjatka-Forst und ihren Anspruch auf einen Gewinn ignoriert und den Schaden von 

KirovLes absurderweise mit 16 Mio. Rubeln beziffert, obwohl – unstreitig - 15,7 Mio. Rubel gezahlt 

worden waren. Völlig ignoriert hat das Gericht die in der Verfassung verankerte Privatautonomie und 

die darauf beruhende Vertragsfreiheit der Geschäftspartner. 

Infolgedessen fehlte es bei dem Geschäft offensichtlich an einer strafbaren Handlung, denn die 

Festmeter Holz waren weder unterschlagen noch veruntreut, vielmehr durch einen gewöhnlichen 

Kaufvertrag von Kirovles an Vjatka-Forst veräußert worden. Die Behauptung des Gerichts, der 

Kaufpreis sei nicht marktgerecht gewesen, war unzutreffend, aber auch irrelevant. Denn indem das 

Gericht die Übereignung des Holzes für einen – angeblich – zu niedrigen Preis mit Veruntreuung 

gleichgesetzt hat, hat es gegen das verfassungsrechtliche Verbot der Analogie im Strafrecht verstoßen 

(Art. 54 Abs. 2 Verfassung RF, Art. 3 Abs. 2 StGB RF).  

Naval`nyj und Oficerov erhoben gegen die Strafurteile Beschwerde beim Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR). Er gab den Beschwerden statt und entschied am 23. Februar 2016, dass die 

Urteile das Menschenrecht auf ein faires Gerichtsverfahren (Art. 6 EMRK) verletzt hätten. Die 

entscheidende Passage der Urteilsbegründung lautet52: „The Court considers that in the present case 

the questions of interpretation and application of national law go beyond a regular assessment of the 

applicants’ individual criminal responsibility or the establishment of corpus delicti, matters which are 

primarily within the domestic courts’ domain. It is confronted with a situation where the acts described 

as criminal fell entirely outside the scope of the provision under which the applicants were convicted 

                                                      
52 Case of Navalny and Ofitserov v. Russia, Judgment, para. 115. Final. 04/07/2016;  

https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22languageisocode%22:[%22ENG%22],%22appno%22:[%2246632/13%22,%

2228671/14%22],%22documentcollectionid2%22:[%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-161060%22]}. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22languageisocode%22:[%22ENG%22],%22appno%22:[%2246632/13%22,%2228671/14%22],%22documentcollectionid2%22:[%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-161060%22]}
https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22languageisocode%22:[%22ENG%22],%22appno%22:[%2246632/13%22,%2228671/14%22],%22documentcollectionid2%22:[%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-161060%22]}
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and were not concordant with its intended aim. In other words, the criminal law was arbitrarily and 

unforeseeably construed to the detriment of the applicants, leading to a manifestly unreasonable 

outcome of the trial.” 

Dementsprechend verurteilte der EGMR Russland dazu, Naval`nyj und Oficerov Schadensersatz zu 

leisten.  

bb. Der Strafprozess wegen „Yves Rocher Vostok“ (2013/2014) 

Die Strafsache „Yves Rocher Vostok GmbH“ ähnelt strukturell dem Kirovles-Fall53. Am 1. August 2008 

traten Aleksej Naval’nyj und sein jüngerer Bruder Oleg zu Yves Rocher in Geschäftsbeziehungen. Sie 

hatten im Mai 2008 die Fa. Glavnoe Podpisnoe agenstvo (im Weiteren: Glavpodpiska) mit Sitz in 

Moskau gegründet. Oleg Naval’nyj, hatte die Finanzakademie bei der Regierung Russlands absolviert, 

war zunächst bei dem Föderalen Staatsunternehmen Počta Rossii (Post Russlands) angestellt und 

Abteilungsleiter in einer ihrer Filialen.  

Glavpodpiska hatte mit Yves Rocher einen Speditionsvertrag abgeschlossen (Art. 801 ff ZGB RF). In den 

bis 2012 bestehenden Geschäftsbeziehungen ging es um die Expedierung von Waren vor allem auf den 

Strecken Jaroslavlʼ-Moskau, Moskau-Jaroslavlʼ-Moskau und St. Petersburg-Jaroslavlʼ, insgesamt ca. 

1.500 Fuhren. Glavpodpiska bediente sich für die Warentransporte der Auto Saga GmbH auf Grund 

von Beförderungsverträgen (Art. 785 ZGB RF). Ihre Wagen hatten bislang Fleisch von Moskau nach 

Jaroslavlʼ gebracht und waren auf dem Rückweg gewöhnlich leer gefahren. Nun transportierten sie 

Yves Rocher-Waren. Die Geschäfte wurden von allen Beteiligten zuverlässig ausgeführt. Die Partner 

vereinbarten marktübliche Preise. Insgesamt zahlte Yves Rocher an Glavpodpiska 55.184.767 Rubel, 

Glavpodpiska an die Auto Saga GmbH 31.598.750 Rubel. 

Im Dezember 2012 leitete das Föderale Ermittlungskomitee gegen die Brüder Naval’nyj, als 

„organisierte Gruppe“, ein Strafverfahren wegen schweren Betruges (Art. 159 Abs. 4 StGB) und wegen 

Geldwäsche „in besonders großem Umfang“ (Art. 1741 Abs. 4 StGB) ein. Die Brüder hätten der Fa. Yves 

Rocher Vostok zwischen 2008 und 2012 einen Vermögensschaden in Höhe von 55.184.767 Rubeln 

zugefügt. Der Geschäftsführer von Yves Rocher Vostok, Leproux, ließ intern die zwischen 2008 und 

2012 entstandenen Kosten ermitteln und mit den Preisen anderer Unternehmen vergleichen. In dem 

Bericht vom Januar 2013 wurde festgestellt, dass die mit Glavpodpiska vereinbarten Preise gegenüber 

vergleichbaren Unternehmen bis zu achtzehn Prozent niedriger waren und Yves Rocher aus den 

Geschäftsbeziehungen mit Glavpodpiska weder ein Schaden entstanden noch ein Gewinn entgangen 

sei. Der Anwalt von Yves Rocher teilte das dem föderalen Ermittlungskomitee mit. 

                                                      
53 Luchterhandt, Missbrauch des Strafrechts: Das „System Putin“ im Kampf gegen Aleksej Naval’nyj (Anm. 79), 
S. 116-121. 
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Gleichwohl erhob die Staatsanwaltschaft im Oktober 2013 gegen die Brüder Naval’nyj Anklage vor dem 

Gericht des Moskauer Stadtbezirks Zamoskvoreč’e. wegen Betruges durch Vereinbarung (angeblich) 

erheblich überzogener Preise für ihre Vermittlungsleistungen zulasten von Yves Rocher (Art. 159 Abs. 

4 StGB) und wegen Geldwäsche (Art. 1742 Abs. 2). Die Staatsanwaltschaft ignorierte die zivil- und 

handelsrechtliche Korrektheit der von Glavpodpiska geschlossenen Verträge ebenso wie die 

Korrektheit der von Glavpodpiska vorgetragenen Tatsachen und forderte für Aleksej zehn, für Oleg 

Naval’nyj acht Jahre Freiheitsentzug.  

Das am 30. Dezember 2014 verkündete Urteil stimmte zwar mit der Falldarstellung der 

Staatsanwaltschaft vollständig und über weite Strecken sogar wörtlich, bis hin zu Rechtschreibfehlern, 

mit der Anklageschrift überein, qualifizierte die Tat aber milder, nämlich als „Betrug in der Sphäre der 

unternehmerischen Tätigkeit“ (Art. 1594 StGB), und verurteilte Aleksej Naval’nyj nur zu dreieinhalb 

Jahren Freiheitsentzug auf Bewährung. Oleg Naval’nyj erhielt dasselbe Strafmaß, jedoch ohne 

Bewährung. Das Gericht begründete das unterschiedliche Strafmaß nicht54.  

Die Brüder Naval`nyj legten gegen die Verurteilung Beschwerde ein und hatten ebenfalls Erfolg. Der 

EGMR entschied am 17. Oktober 201755, dass die Verträge mit Yves Rocher Vostok sich von 

gewöhnlichen zivilrechtlichen Geschäften nicht unterschieden hätten. Mit seiner entgrenzten, 

unbegründeten und nicht mehr vorhersehbaren Auslegung des Betrugstatbestandes habe das 

Strafgericht gegen das grundrechtliche Prinzip des „nullum crimen sine lege“ (Art. 7 EMRK) und gegen 

das Recht auf ein faires Verfahren (Art. 6 EMRK) verstoßen: „Consequently, the decisions reached by 

the domestic courts in the applicants’ criminal case were arbitrary and manifestly unreasonable.“ 

Das Gericht verurteilte Russland, den Brüdern Naval`nyj, abgesehen von der Erstattung der 

Prozesskosten, jeweils 10.000 € Entschädigung zu zahlen. Die russische Regierung ließ das Strafurteil - 

wie auch im Falle „KirovLes“ und in vielen früheren Fällen der Verurteilung in Straßburg - in Geltung. 

Sie zahlte jedoch die Entschädigung, womit sie – immerhin - die Entscheidung des EGMR implizit 

anerkannte. 

 

                                                      
54 Art. 73 Abs. 2 StPO RF gestattet, die Strafe zur Bewährung auszusetzen, wenn die gesellschaftliche 

Gefährlichkeit der Tat weniger schwer erscheint und die Persönlichkeit des Täters eine mildere Einschätzung 

zulässt. Das Gericht ließ Aleksej Naval’nyj in Freiheit und ignorierte damit die ihm vom Kreml zugeschriebene 

politische Gefährlichkeit, wohl um ihm nicht das Image eines „politischen Märtyrers“ zu verleihen. Zutreffend 

die Vermutung von Triebe, Benjamin: Nawalny außer Gefecht, in: NZZ v. 3.1.2015, S. 3.  
55 Case of Navalnyye v. Russia. Judgment, para. 64; 66-69; 82-85.  Final v. 5.3.2018; 

https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22itemid%22:[%22001-177665%22]}.  

https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22itemid%22:[%22001-177665%22]}
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cc. Die Vergiftung Naval’nyjs und die Entscheidung des Gerichts des Simon-Stadtbezirks Moskaus 

vom 2. Februar 2021  

Als eine Zäsur in der internationalen Wahrnehmung des Putin-Regimes erweist sich die Vergiftung 

Aleksej Naval`nyjs mit einem Nervengift aus der Gruppe „Nowitschok“, dessen Einsatz unter die 

Geltung des völkerrechtlichen Verbots von Chemiewaffen fällt56. Unter der Einwirkung des Giftes war 

Naval`nyj am 20. August 2020 auf dem Heimflug von Tomsk (Sibirien) nach Moskau ins Koma gefallen. 

Sein Leben wurde nur dadurch gerettet, dass der Pilot den Kurs änderte, in Omsk landete und Naval`nyj 

von der Not-Ambulanz sofort mit Atropin behandelt wurde57. Dank diplomatischer Vermittlung und 

unter dem Druck der internationalen Öffentlichkeit konnte Naval`nyj am 22. August in die Charité nach 

Berlin verlegt werden58. Am 23. September 2020 war er so weitgehend wiederhergestellt, dass er in 

eine ambulante Rehabilitation entlassen werden konnte59. Unmittelbar danach erklärte er mit großem 

Nachdruck, dass er nach seiner völligen Gesundung nach Moskau zurückkehren werde, weil als 

Politiker sein Platz in Russland sei60.  

Am Sonntag, dem 17. Januar 2021 kehrte Naval`nyj nach Moskau zurück. Das geschah unter 

dramatischen Umständen, denn erstens landete das Flugzeug nicht in Vnukovo, wo Naval´nyj von 

vielen Anhängern und Journalisten erwartet wurde, sondern kurzerhand umgeleitet in Šeremet`evo 

und zweitens wurde Naval`nyj schon im Transitbereich festgenommen und in einem Polizeirevier der 

Moskauer Trabantenstadt Chimki im Eilverfahren von einem improvisierten Gericht wegen Verletzung 

                                                      
56 https://de.wikipedia.org/wiki/Nowitschok. Erklärung der Bundesregierung im Fall Nawalny vom 2. 9. 2020: 
Pressemitteilung 306 des Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (BPA); 
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/erklaerung-der-bundesregierung-im-fall-nawalny-
1781790. Leithäuser, Johannes/Schmidt, Friedrich: Nawalnyj wurde mit Nervenkampfstoff vergiftet, in: FAZ v. 
3.9.2020. S. 1; Streit über Sanktionen gegen Russland wegen Giftanschlags, in: FAZ v. 4.92020, S. 1 
(Lt./loe./frs./moja); Schmidt, Friedrich/Leithäuser, Johannes: Moskau verwahrt sich gegen westliche „Hysterie“, 
in: FAZ v. 4.2.2021, S. 1. 
57 Schmidt, Friedrich/Veser, Reinhard: Der nächste Giftanschlag? in: FAZ v. 21.8.2020, S. 3; Ackeret, Markus: 
Nawalny vermutlich vergiftet, in: NZZ v. 22.8.2020, S. 3; Schmidt, Friedrich: Die Basistruppe der Opposition, in: 
FAZ v. 1.9.2020, S. 3.   
58 Leithäuser, Johannes/Schmidt, Friedrich: Auf Schritt und Tritt überwacht. Nawalnyjs Familie erreicht seiner 
Verlegung nach Deutschland, in: FAZ v. 24.8.2020, S. 2; Schmidt, Friedrich: Nawalnyjs Finanzier, in: FAZ v. 
25.8.2020, S. 8; derselbe: Intervention des Präsidenten, in: FAZ v. 24.10.2020, S. 6. 
59 Müller, Hansjörg Friedrich: Streit über die Vergiftung Nawalnys geht weiter, in: NZZ v. 25.9.2020, S. 3; 

Schreiber, Markus: “Lancet” Publishes German Doctors' Navalny Treatment Report, in: The Moscow Times. 

Independent News from Russia v. 23.12.2020.  
60 So in seinem ersten Interview am 30. September: DER SPIEGEL 2020, Nr. 41 (2.10.) S. 14; Schmidt, Friedrich: 
Putins Plagegeist. Alexej Nawalnyj…plant seine Rückkehr nach Moskau, FAS v. 6.12.2020, S. 11; derselbe: 
„Russland ist mein Land, Moskau meine Stadt“, in: FAZ v. 14.1.2021, S. 3; derselbe: Mit dem Mut der 
Vergiftung, in: FA v. 16.1. 2021, S. 6.  

https://de.wikipedia.org/wiki/Nowitschok
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/erklaerung-der-bundesregierung-im-fall-nawalny-1781790
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/erklaerung-der-bundesregierung-im-fall-nawalny-1781790
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der Bewährungsauflagen zu 30 Tagen Arrest verurteilt61. Dem folgte am 2. Februar 2021 auf Antrag 

der Moskauer Abteilung der föderalen Strafvollzugsbehörde (FSIN) die Umwandlung des Urteils in der 

Yves Rocher Vostok-Sache vom 30. Dezember 2014 wegen der Nichterfüllung der Bewährungsauflagen 

in eine Strafe von dreieinhalb Jahren Straflager des allgemeinen Vollzuges durch das Gericht des 

Simon-Stadtbezirks Moskau62. Die Richterin Natalja Repnikova ging schweigend darüber hinweg, dass 

der EGMR das Strafurteil für unrechtmäßig erklärt hatte, dass Russland gemäß Art. 15 Abs. 4 der 

föderalen Verfassung an die Entscheidung des EGMR gebunden war und dass das Gerichtsverfahren 

deswegen gar nicht hätte stattfinden dürfen. Dass ihr diese juristischen Tatsachen unbekannt gewesen 

seien, hätte sie nicht behaupten können, denn Naval`nyj hatte sie in das Zentrum seines 

Schlussplädoyers gestellt, und zwar mit den folgenden Worten63:  

„Ich würde gern mit der juristischen Frage beginnen, die mir am wichtigsten erscheint und die bei 

dieser Anhörung bisher irgendwie übersehen wurde… 

Man will mich in einem Fall hinter Gitter bringen, in dem ich schon als unschuldig anerkannt bin. Ein 

Fall, der schon als konstruiert anerkannt wurde. Das ist nicht meine persönliche Meinung: Wir können 

jedes beliebige Lehrbuch für Strafrecht aufschlagen – ich hoffe, euer Ehren, dass Sie das einige Male in 

Ihrem Leben getan haben – und werden sehen, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 

Teil des russischen Rechtssystems ist, unter anderem, weil Russland Mitglied des Europarats ist. Es gibt 

bindende Entscheidungen. Und ich habe, nachdem ich den ganzen Prozess durchlaufen habe, den 

EGMR angerufen. Und der EGMR hat eine Entscheidung gefällt, in der schwarz auf weiß geschrieben 

steht, dass nicht mal ein Straftatbestand vorliegt. Der Fall, aufgrund dessen ich, warum auch immer, in 

diesem merkwürdigen Käfig sitze, ist vollständig konstruiert. Mehr noch, die Russische Föderation hat 

jene Entscheidung sogar anerkannt. Denn man hat mir eine Entschädigung gezahlt… 

Nichtsdestoweniger hat mein Bruder für diese Sache dreieinhalb Jahre im Gefängnis gesessen und ich 

stand ein Jahr unter Hausarrest…Mit der Verbissenheit eines Besessenen fordert unser Staat, mich in 

diesem Fall ins Gefängnis zu bringen.“ 

Die polizeilichen und gerichtlichen Aktionen gegen Aleksej Naval`nyj waren von Massenprotesten in 

Moskau, aber auch in anderen Städten Russlands begleitet64. Sie wurden heftig befeuert durch 

                                                      
61 Ackeret, Markus: Alexei Nawalny bei der Rückkehr festgenommen, in: NZZ v. 19.1.2021, S. 3. Schmidt, 
Friedrich: Mit dem Mut der Vergiftung. Allen Drohungen zum Trotz kehrt Nawalnyj nach Russland zurück, in: 
FAZ v. 16.1.2021, S. 6; derselbe: Was Putin beim KGB lernte, in: FAZ v. 19.1.2021, S. 5.   
62 Pressemitteilung des Gerichts vom 2.2. 2021; Quelle: Симоновский суд удовлетворил представление 
УФСИН России по г. Москве об отмене условного осуждения и исполнении наказания в отношении А. 
Навального | Новости | Симоновский районный суд | Официальный портал судов общей юрисдикции 
города Москвы (mos-gorsud.ru). Die Verhandlung fand im Gebäude des Moskauer Stadtgerichts statt. Ackeret, 
Markus: Nawalny muss hinter Gitter, in: NZZ v. 4.2.2021, S. 1.  
63 Quelle: https://www.laender-analysen.de/russland-analysen/397/nawalnys-schlusswort-einen-einsperren-
um-millionen-einzuschuechtern/. Schmidt, Friedrich: Besessene Verfolgung, in: FAZ v. 3.2.2021, S. 2. 
64 Es waren die größten Demonstrationen seit den gefälschten Duma-Wahlen von 2011 und erinnerten, da sie 
über Social Media gesteuert wurden, stark an die Massendemonstrationen in Belarus`. Siehe dazu Schmidt, 

https://mos-gorsud.ru/rs/simonovskij/news/simonovskij-sud-udovletvoril-predstavlenie-ufsin-rossii-po-g-moskve-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-i-ispolnenii-nakazaniya-v-otnoshenii-a-navalnogo
https://mos-gorsud.ru/rs/simonovskij/news/simonovskij-sud-udovletvoril-predstavlenie-ufsin-rossii-po-g-moskve-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-i-ispolnenii-nakazaniya-v-otnoshenii-a-navalnogo
https://mos-gorsud.ru/rs/simonovskij/news/simonovskij-sud-udovletvoril-predstavlenie-ufsin-rossii-po-g-moskve-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-i-ispolnenii-nakazaniya-v-otnoshenii-a-navalnogo
https://mos-gorsud.ru/rs/simonovskij/news/simonovskij-sud-udovletvoril-predstavlenie-ufsin-rossii-po-g-moskve-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-i-ispolnenii-nakazaniya-v-otnoshenii-a-navalnogo
https://www.laender-analysen.de/russland-analysen/397/nawalnys-schlusswort-einen-einsperren-um-millionen-einzuschuechtern/
https://www.laender-analysen.de/russland-analysen/397/nawalnys-schlusswort-einen-einsperren-um-millionen-einzuschuechtern/


 

Luchterhandt – Russlands Rückkehr zur Autokratie, Teil 2, Ost/Letter-1-2021 (Juli 2021) 

  28 

Naval`nyjs spektakuläre YouTube-Veröffentlichung über „Putins Palast“ am Schwarzen Meer (bei 

Gelendžik) und das damit verbundene milliardenschwere Korruptionsschema65, das innerhalb weniger 

Tage Dutzende Millionen Internetnutzer angesehen hatten.  Die Sicherheitsorgane gingen wahllos, mit 

großer Härte und demonstrativer Willkür gegen Demonstranten und unbeteiligte Passanten vor, 

nahmen Tausende fest66 und ferchten sie in primitiven Unterkünften unter unmenschlichen 

Bedingungen zusammen, ganz offenkundig, um ihnen schmerzhafte Lektionen zu erteilen und die Lust 

zu Protesten auszutreiben67. 

Naval`nyj hat seine Inhaftierung nicht klaglos hingenommen, sondern beim EGMR beantragt, Russland 

zu veranlassen, ihn sofort aus der Haft zu entlassen68. Der Gerichtshof gab dem Antrag am 16. Februar 

2021 statt69. Dass Russland, wenigstens zur Gesichtswahrung, der Aufforderung folgt, ist 

unwahrscheinlich.  

Die Vermutung hat sich schneller als erwartet bestätigt: Am 20. Februar 2021 hat das Moskauer 

Stadtgericht die Appellationsbeschwerde Naval`nyjs verworfen, das Urteil des Simonovskij 

Rayongerichts mit einer geringfügigen Änderung bestätigt, damit der Intervention aus Straßburg 

konkludent eine Absage erteilt und der föderalen Strafvollzugsbehörde Recht gegeben70. In welches 

                                                      
Friedrich: Mit der Macht des Internets. Die Wechselwirkung der Proteste in Russland und Belarus`, in: FAZ v. 
27.1.2021, S. 8.  
65 Дворец для Путина. История самой большой взятки [Ein Palast für Putin. Die Geschichte der größten 
Bestechungsaktion (vzjatki),] Youtube, abgerufen am 18.2.2021; Ackeret; Markus: Alexei Nawalny zielt mit 
einem neuen Enthüllungsfilm auf Putin, in: NZZ v. 22.1.2021, S. 2; Schmidt, Friedrich: Der Held kämpft in der 
Zelle, in: FAZ v. 21.1.2021, S. 11; derselbe: Milliardenschwerer Jugendfreund, in: FAZ v. 2.2.2021, S. 8; derselbe: 
Nawalnyjs Ermittler, in: FAZ v. 25.1.2021, S. 8.  
66 Ackeret, Markus: Proteste in Russland. Zehntausende wagen sich auf die Straße, in: NZZ v. 25.1.2021, S. 1; 
derselbe: Russlands Polizei unterdrückt Protest, in: NZZ v. 2.2.2021, S. 1; Schmi8dt, Friedrich: Von Wladiwostok 
bis Sankt Petersburg. Der Protest Zehntausender, in: FAZ v. 25.1.2021, S. 3 derselbe: Härte ist Programm, in: 
FAZ v. 1.2.2021, S. 2. 
67 Ackeret, Markus: Russlands Repressionsapparat will den Protest im Keim ersticken, in: NZZ v. 16.2.2021, S. 2; 
derselbe: Der Protest scheitert an der Polizeigewalt, in: NZZ v. 9.2.2021, S. 3; Schmidt, Friedrich: Journalist in 
der Kälte. Über die Zustände im russischen Arrest, in: FAZ v. 5.2.2021, S. 3; Petrowskaja, Katja: Der Protest, in: 
FAS v. 7.2.2021, S. 34.  
68 Press Release issued by the Registrar of the Court (ECHR 063 (2021) 17.02.2021). Gemäß Art. 39 seiner 
Verfahrensordnung kann der EGMR „Vorläufige Maßnahmen“ zugunsten des Beschwerdeführers bei dem 
beklagten Staat anregen. 
69 „On 16 February 2021 the Court decided to indicate to the Government of Russia, under Rule 39 of 
the Rules of Court, to release the applicant. This measure shall apply with immediate effect. The 
Court had regard to the nature and extent of risk to the applicant’s life, demonstrated prima facie 
for the purposes of applying the interim measure, and seen in the light of the overall circumstances 
of the applicant’s current detention.“ Schmidt, Friedrich: Keine Gnade für Putins Widersacher, in: FAZ v. 
19.2.2021, S. 7. (Es geht allerdings nicht um „Gnade“, sondern um die Einhaltung von „Recht“!). 
70 Presseerklärung des Moskauer Stadtgerichts auf seiner Homepage: https://mos-gorsud.ru/mgs/ 
news/mosgorsud-rassmotrel-apellyatsionnuyu-zhalobu-na-postanovlenie-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-
v-otnoshenii-alekseya-navalnogo.  

https://mos-gorsud.ru/mgs/%20news/mosgorsud-rassmotrel-apellyatsionnuyu-zhalobu-na-postanovlenie-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-v-otnoshenii-alekseya-navalnogo
https://mos-gorsud.ru/mgs/%20news/mosgorsud-rassmotrel-apellyatsionnuyu-zhalobu-na-postanovlenie-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-v-otnoshenii-alekseya-navalnogo
https://mos-gorsud.ru/mgs/%20news/mosgorsud-rassmotrel-apellyatsionnuyu-zhalobu-na-postanovlenie-ob-otmene-uslovnogo-osuzhdeniya-v-otnoshenii-alekseya-navalnogo
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Straflager Naval`nyj eingewiesen wurde, wurde der Familie und seinen Anwälten zunächst nicht 

mitgeteilt, ist inzwischen aber bekannt geworden71. Die „Besserungskolonie“ des allgemeinen 

Vollzuges liegt bei der Kleinstadt Pokrov im Gebiet der altrussischen Stadt Vladimir, etwa 100 km 

nordöstlich von Moskau72, Die Kolonie ist bekannt für ihr traditionell strenges Regime, scheint aber, 

wie die Tatsache, dass sie über einen Internetauftritt verfügt, nahelegt, um Transparenz bemüht zu 

sein.  

dd. Präsident Putin – verantwortlich für die Vergiftung Naval`nyjs 

Wochen, ja Monate hindurch haben sich der Kreml und die von ihm instruierten und orchestrierten 

Medien größte Mühe gegeben und eine staunenswerte Phantasie entfaltet, immer neue Versionen 

über die Urheber der Vergiftung Naval`nyjs in Umlauf zu bringen73. Selbst vor offenkundigen 

Absurditäten schreckte man nicht zurück74. Auf Seiten der vom Kreml unabhängigen, meist westlichen 

Medien ist dagegen eine deutliche Zurückhaltung zu beobachten, der Frage auf den Grund zu gehen, 

welche Institution, welche Behörde, welches Organ oder welche Amtsperson den entscheidenden 

Befehl gegeben hat, Aleksej Naval`nyj zu ermorden und ihn aus dem Wege zu räumen. Die 

Zurückhaltung berührt seltsam, denn es gibt nicht wenige hinreichend gesicherte Tatsachen und 

juristische Argumente, die, zu einer Indizienkette geformt, nur eine einzige Schlussfolgerung zulassen: 

Naval`nyj wurde mit ausdrücklicher Billigung, d. h. mit Wissen und Wollen Präsident Putins vergiftet! 

Naval´nyj selbst hat den Verdacht leidenschaftslos und ohne Rücksicht auf die vom Kreml zu 

erwartende, ihn persönlich treffende Rache öffentlich geäußert, erstmals in dem schon erwähnten 

SPIEGEL-Interview vom 30. September 202075:  

„NAWALNY: Ich behaupte, dass hinter der Tat Putin steht, und andere Versionen des Tathergangs habe 

ich nicht. Ich sage das nicht, um mir zu schmeicheln, sondern ausgehend von Fakten. Das wichtigste 

                                                      
71 Ackeret, Markus: „In der Welt der Ausgestossenen“, in: NZZ v. 2.3.2021, S. 4; Schmidt, Friedrich: Bei 
Regelverstößen droht Isolationshaft, in: FAZ v. 27.2.2021, S. 7; derselbe: Immer neue Schikanen, in: FAZ v. 
3.3.2021, S. 5. 
72 Siehe den Internetauftritt der Strafanstalt: ИК-2 Покров (Исправительная колония 2): адрес, телефон, 
отзывы, новости, режим работы, схема проезда -: контакты, фотографии, обсуждение, информация для 
родственников (fsin-atlas.ru).  
73 Kireev, Maxim: Russland setzt auf eine altbewährte Taktik, in: NZZ v. 7.9.2020, S. 3; Schmidt, Friedrich: 
Doppelte Botschaft, in: FAZ v. 5.9.2020, S. 2, derselbe: Unbeholfenheit des Apparats, in: FAZ v. 26.9.2020, S. 6; 
derselbe: Intervention des Präsidenten, in: FAZ v. 24.10.2021, S. 6. 
74 Schlicht gelogen. In Russland verbreiten sich ungeheuerliche Nachrichten über den Oppositionellen Alexej 
Nawalny und dessen Frau Julija, in: DIE ZEIT 2020, Nr. 50 (3.12.) S. 6. 
75 DER SPIEGEL 2020, Nr. 41 (Anm. 194), S. 13; Schmidt, Friedrich: Der Täter ist Putin, in: FAZ v. 2.10.2021, S. 7; 
Volkov, Leonid: „Das geht nicht ohne Putin“. Interview mit Naval`nyjs Stabschef, in: FAS v. 20.9.2020, S. 2.   

https://fsin-atlas.ru/catalog/object/ik2pokrov/
https://fsin-atlas.ru/catalog/object/ik2pokrov/
https://fsin-atlas.ru/catalog/object/ik2pokrov/
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Faktum ist Nowitschok. Der Befehl, es einzusetzen oder herzustellen, kann nur von zwei Ministern 

stammen – dem Chef des FSB76 oder des Auslandsgeheimdienstes SWR77.  

SPIEGEL: Und was ist mit dem militärischen Geheimdienst GRU, der mit dem Anschlag auf Sergej Skripal 

in Verbindung gebracht wird? 

NAWALNY: Vermutlich auch die GRU78.“ 

In der Tat: Schon allein die zweifelsfreien Ergebnisse der Recherchen von Bellingcat79, von russischen 

Investigativ-Journalisten (Internetportal „The Insider“), von Mitarbeitern der von Naval`nyj 

gegründeten „Stiftung zum Kampf gegen Korruption (FBK)“ und von Naval`nyj selbst sowie die u.a. den 

FSB betreffenden Rechtsvorschriften formen sich zu einer Indizienkette, die Leonid Volkovs These „Das 

geht nicht ohne Putin“ mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit erhärten und 

bestätigen: 

(1) Der Vergiftungsanschlag ist von Mitarbeitern des FSB ausgeführt worden. 

(2) Seit der Wiederaufnahme des „KirovLes“-Ermittlungsverfahrens (Mai 2012) wird Aleksej 

Naval´nyj (auch) vom FSB observiert und spätestens seit 2017 von dessen Mitarbeitern „auf 

Schritt und Tritt“ überwacht. Das war auch bei seiner Sibirienreise und dem Aufenthalt in der 

Stadt Tomsk bis zum Abflug nach Moskau am 20. August 2020 der Fall80. Die FSB-Mitarbeiter, 

die Naval`nyj in Tomsk begleiteten, sind teils als Mediziner, teils als Chemiker ausgebildet, 

verfügten also über die Qualifikation, sicher mit dem hochgiftigen „Nowitschok“ umzugehen. 

(3) Russland hat nach seinem Beitritt zum Chemiewaffenübereinkommen81 am 5. November 

199782 nach offiziellem Bekunden die Entwicklung chemischer Kampfstoffe eingestellt, die 

Forschungs- und Entwicklungsarbeit an chemischen Kampfstoffen insgeheim jedoch 

                                                      
76 Federal`naja Služba Bezopasnosti [Föderaler Sicherheitsdienst]. Zu den Nachfolgeorganisationen des KGB und 
Vorläufern des 1995 gegründeten FSB siehe Spitzer, Patrick: Die Nachrichtendienste Deutschlands und die 
Geheimdienste Russlands – ein Vergleich, Berlin 2011, S. 200 ff. 
77 Služba Vnešnej Razvedki [Dienst der Außenaufklärung]. 
78 Glavnoe Razvedivatel`noe Upravlenie [Hauptverwaltung für Aufklärung] des Generalstabs.  
79 https://www.bellingcat.com/news/uk-and-europe/2020/10/23/russias-clandestine-chemical-weapons-
programme-and-the-grus-unit-21955/.  
80 Komsomol`skaja pravda (Moskau): Маршрут Навального перед реанимацией выяснили поминутно 
(kp.ru) (Die Wegstrecke Naval`nyjs vor der Reanimation beobachteten sie minütlich). 
https://www.kp.ru/online/news/3986880/. Artikel vom 21.8.2020, 22 Uhr 56. 
81 „Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer 
Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen“ vom 13.1.1993. Es ist am 29. April 1997 in Kraft getreten. 
82 Bjulleten` meždunarodnych dogovorov RF [Bulletin der internationalen Verträge Russlands] 1998, Nr. 4, S. 3 
(Ratifikation). Unterzeichnet hatte Russland das „Übereinkommen“ schon 1993. 

https://www.bellingcat.com/news/uk-and-europe/2020/10/23/russias-clandestine-chemical-weapons-programme-and-the-grus-unit-21955/
https://www.bellingcat.com/news/uk-and-europe/2020/10/23/russias-clandestine-chemical-weapons-programme-and-the-grus-unit-21955/
https://www.kp.ru/online/news/3986880/
https://www.kp.ru/online/news/3986880/
https://www.kp.ru/online/news/3986880/
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fortgesetzt83, und zwar in Forschungsinstituten, die wie schon zur Zeit der Sowjetunion dem 

Verteidigungsministerium unterstehen. In ihnen ist das Nervengift „Nowitschok“ 

weiterentwickelt worden84.  Die Institute sind vor allem mit dem militärischen Geheimdienst 

GRU verbunden, in dessen Zuständigkeit, wie der Anschlag auf Sergej Skripal und seine Tochter 

2018 in England (Salisbury) gezeigt hat85, der Einsatz von „Nowitschok“ im Ausland fällt86. 

(4) Für den operativen Einsatz von „Nowitschok“ in Russland ist der FSB als Inlandsgeheimdienst 

zuständig und folglich institutionell auf die Zusammenarbeit mit dem GRU angewiesen. Sie 

erfolgt organisatorisch über das „Kriminalistische Institut des FSB“ als Scharnier87. 

Dementsprechend stand die mit der Vergiftung Aleksej Naval`nyjs beauftragte FSB-Gruppe mit 

der Leitung des Instituts und seinen Spezialisten für „Spezialtechnik“88 in laufendem Kontakt.  

(5) Die Vergiftung erfolgte nach den zweifelsfreien Feststellungen der Charité durch Hautkontakt, 

und zwar über die kontaminierte „blaue Unterhose“ Naval´nyjs89. Dies hat das Mitglied der 

FSB-Gruppe, der Chemiker Konstantin Kudrjavcev, der nach dem Fehlschlag des Anschlages 

mit der Sicherstellung der Kleidung Naval`nyjs in Tomsk beauftragt war, mit der Qualität eines 

Augenzeugen bestätigt90.  

(6) Es ist selbstverständlich, dass die Arbeit an der Entwicklung von chemischen Waffen im 

Verteidigungsministerium Russlands zu den Vorgängen der höchsten Geheimhaltungsstufe 

gehört und daher eine Information darstellt, die nur einem sehr kleinen Personenkreis 

zugänglich ist. Zu ihnen gehören jedenfalls der Verteidigungsminister und der Chef des GRU. 

                                                      
83 Stabenow, Michel/Veser, Reinhard: Spuren eines tödlichen Gifts, in: FAZ v. 17.3.2018, S. 5 (Aussagen des 
„Vaters“ von „Nowitschok“, Vil` Mirzajanov); Russia’s Clandestine Chemical Weapons Programme and the 
GRU’s Unit 29155 - bellingcat.  
84 Ausführlich zu den militärischen Forschungseinrichtungen die Recherche von Bellingcat (Anm. 211); ferner 
Mijnssen, Ivo: Nowitschok, eine mysteriöse Waffe, in: NZZ v. 13.3.2018, S. 3.   
85 https://en.wikipedia.org/wiki/Poisoning_of_Sergei_and_Yulia_Skripal.  
86 Geheimmaterial im Fall Skripal veröffentlicht, in: NZZ v. 16.4.2018, S. 2 (mhf); zum GRU: Spitzer, Die 
Nachrichtendienste Deutschlands und die Geheimdienste Russlands (Anm. 210), S. 209 ff. 
87 Институт криминалистики ФСБ — Википедия (wikipedia.org); Schuller, Konrad: Das Haus der Gifte. Beim 
Anschlag auf Aleksej Nawalnyj nutzte das Regime Putin offenbar Männer und Institute aus sowjetischer Zeit, in: 
FAS v. 20.12.2020, S. 9; Ackeret, Markus: Den Vergiftern Nawalnys auf der Spur, in: NZZ v. 16.1.22020, S. 3. 
88 Punkt 50 der „Ordnung über den FSB“ vom 11. 8.2003 im Abschnitt über die „Funktionen des FSB“; Quelle: 
SZRF 2003, Nr. 33, Pos. 3254. Der Terminus verschleiert - traditionell - illegale oder in rechtlicher Hinsicht 
zumindest zweifelhafte und daher „lichtscheue“ Praktiken. 
89 Veser, Reinhard: Der FSB-Agent reinigt Nawalnyjs blaue Unterhose, in: FAZ v. 22.12.2020, S. 3; derselbe:  
Enttarnter Hosenlatz. Die Reaktion des Kremls auf Navalnyj, in: FAZ v. 23.12.2020, S.3. „Blaue Unterhose“ und 
„Goldene Toilettenbürste“ (aus „Putins Palast“) sind auf den Straßen Russlands seither zu Symbolen des 
Protestes und des seiner Agonie entgegen gehenden „Putin-Regimes“ geworden. 
90 Kudrjavcev hatte Naval`nyj, den er irrtümlich für einen höherrangigen FSB-Offizier hielt, in einem Telefonat 
Einzelheiten der Vergiftungsaktion mitgeteilt. Ackeret, Markus: Russlands Geheimdienst übertölpelt, in: NZZ v. 
23.12.2020, S. 6. 

https://www.bellingcat.com/news/uk-and-europe/2020/10/23/russias-clandestine-chemical-weapons-programme-and-the-grus-unit-21955/
https://www.bellingcat.com/news/uk-and-europe/2020/10/23/russias-clandestine-chemical-weapons-programme-and-the-grus-unit-21955/
https://en.wikipedia.org/wiki/Poisoning_of_Sergei_and_Yulia_Skripal
https://ru.wikipedia.org/wiki/%D0%98%D0%BD%D1%81%D1%82%D0%B8%D1%82%D1%83%D1%82_%D0%BA%D1%80%D0%B8%D0%BC%D0%B8%D0%BD%D0%B0%D0%BB%D0%B8%D1%81%D1%82%D0%B8%D0%BA%D0%B8_%D0%A4%D0%A1%D0%91
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Entsprechendes gilt für den FSB, für dessen „Direktor“ und auch für den Chef des 

Kriminalistischen Instituts. Indem Vladimir Putin vom Juli 1998 bis zum August 1999 Chef des 

FSB war, also zu einer Zeit, als Russland kurz nach der Ratifikation des 

Chemiewaffenabkommens die Forschung an „Nowitschok“ im Geheimen fortsetzte, war ihm 

fast von Anfang an die illegale, völkerrechtswidrige, aber auch gegen die Verfassung Russlands 

(Art. 15 Abs. 4) und ganz offenkundig gegen das FSB-Gesetz (Art. 4)91 verstoßende Praxis 

bekannt. Dass er sie für inakzeptabel gehalten hat, kann man ausschließen, denn als Zögling 

des KGB war ihm staatliches Handeln „mit doppeltem Boden“ wohlvertraut. Er wird es nicht 

einmal für anstößig gehalten haben, vielmehr für eine durch die nationale Staatsräson 

Russlands gerechtfertigte Ausnahmeregelung. 

(7) Kraft seines Amtes als Präsident der Russländischen Föderation ernennt Vladimir Putin u. a. 

den Verteidigungsminister und den Chef des Föderalen Sicherheitsdienstes (Art. 83 Buchstabe 

e1), leitet er die Tätigkeit des FSB (Art. 1 Abs. 2 FSB-Gesetz)92. Was den Bereich der 

militärischen Verteidigung anbelangt, ist der Präsident Oberbefehlshaber der Streitkräfte 

Russlands (Art. 87 Abs. 1 Verfassung RF). Ihm obliegt die Leitung der Streitkräfte und aller 

sonstigen Truppen (Art. 4 Abs. 1 Ziffer 3 Verteidigungsgesetz RF)93.  

(8) Indem der Einsatz der chemischen Waffe „Nowitschok“ das Zusammenwirken zweier 

Sicherheitsressorts erfordert – des Verteidigungsministeriums (GRU) und des Föderalen 

Sicherheitsdienstes, die dem Präsidenten beide direkt unterstellt sind, ist die Kompetenz für 

„die Koordination der Tätigkeit zur Gewährleistung der Sicherheit“ betroffen (Art. 6 

Sicherheitsgesetz RF)94. Sie liegt beim Präsidenten Russlands, also bei Vladimir Putin. 

Verteidigungsminister, GRU-Chef und FSB-Chef sind verpflichtet, den Präsidenten laufend über 

alle relevanten Fragen ihrer Zuständigkeitsbereiche zu informieren, damit er seine Führungs- 

und Koordinationsbefugnisse verantwortlich wahrnehmen kann95.  

(9) Es ist bei dieser Rechtslage selbstverständlich, dass die beiden von dem „Nowitschok“- Einsatz 

betroffenen Minister sich unverzüglich und exklusiv mit dem Präsidenten darüber zu beraten 

haben, und zwar selbst dann, wenn es nicht um den Plan ginge, den bedeutendsten 

Oppositionsführer des Landes aus dem Wege zu räumen, denn da es sich bei „Nowitschok“ um 

eine vom Völkerrecht geächtete, illegale Waffe handelt, berührt jede Form ihres Einsatzes die 

                                                      
91 Art. 4 lautet: „(1) Die Rechtsgrundlage der Tätigkeit des föderalen Sicherheitsdienstes sind die Verfassung der 
Russländischen Föderation, das vorliegende Föderale Gesetz, andere föderale Gesetze und sonstige normative 
Rechtsakte der Russländischen Föderation. (2) Die Tätigkeit des föderalen Sicherheitsdienstes wird auch in 
Übereinstimmung mit den internationalen Verträgen der Russländischen Föderation ausgeübt.“ 
92 FSB-Gesetz vom 3.4.1995 in der geltenden Fassung (SZRF 1995, Nr. 15, Pos. 1269).  
93 Gesetz über die Verteidigung RF vom 31.5.1996 (SZRF 1996, Nr. 23, Pos. 2750). 
94 Föderales Gesetz vom 28.12.2010 über die Sicherheit (SZRF 2011, Nr. 1, Pos. 2).  
95 Punkt 11 Ziffer 3 der FSB-Ordnung vom 11.8.2003 (SZRF 2003, Nr. 33, Pos. 3254); Punkt 9 ff der Ordnung des 
Verteidigungsministeriums vom 16.8.2004 (2004, Nr. 34, Pos. 3538).  
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außenpolitischen Interessen Russlands und das internationale Ansehen seines Präsidenten in 

der empfindlichsten Weise und ist geeignet, dem Land großen Schaden zuzufügen, wenn der 

Einsatz publik würde. 

(10)  Ob der Vorschlag und Plan, Aleksej Naval`nyj zu ermorden, aus den an „Nowitschok“ 

arbeitenden Sicherheitsressorts gekommen ist oder von einem der mit Vladimir Putin 

freundschaftlich eng verbundenen „Oligarchen“96 stammt oder von Vladimir Putin persönlich 

lanciert worden ist, ist unerheblich, denn Leonid Volkovs These: „Das geht nicht ohne Putin“ 

wird in jedem Fall, „wie man es auch dreht und wendet“, bestätigt.   

IV. Schluss: Das Putin-Regime - ein „Doppelstaat“ (Ernst Fraenkel) 

a. Putins „Verfassungskorrekturen“ – ein Verfassungsbruch 

Die 2020 erfolgte Revision der Verfassung Russlands stellt keine Reform dar, sondern eine 

Deformation, und zwar sowohl des Textes der föderalen Verfassung von 1993 als auch der 

Verfassungsordnung insgesamt. Die euphemistisch „Korrekturen“ (popravki) genannten Änderungen 

stellen einen Verfassungsbruch dar, und zwar sowohl in verfassungstheoretischer als auch in 

verfassungsrechtlicher Hinsicht, denn die Verfassungsänderungen entsprechen weder den Prinzipien 

noch, dem Geist der 1993 verabschiedeten Verfassung. 

Der Verfassungsbruch ist, wie im ersten Abschnitt der Abhandlung nachgezeichnet wurde, seit der 

zweiten Amtszeit Präsident Putins (2004/2005) schrittweise und konsequent auf der Ebene der realen 

Herrschaftspraxis der Präsidialexekutive vorbereitet worden. Denn die Macht im Staate ist immer 

stärker beim Präsidenten und bei seiner Administration konzentriert und zentralisiert worden, 

während die freiheitlichen Spielräume der Zivilgesellschaft durch repressive und schwammig 

formulierte Gesetze zur angeblichen Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus systematisch 

eingeengt worden sind.  

Mit den Verfassungsänderungen von 2020 ist eine neue Lage eingetreten: Der Bruch mit der Jelzin-

Verfassung hat seinen Niederschlag nun auch im Verfassungstext selbst gefunden, und zwar vor allem, 

wie eingangs bereits vermerkt worden ist, in der Amtszeitenregelung des Präsidenten Russlands (Art. 

81 Abs. 31 - prim). Dies ist nun ausführlicher darzulegen. 

Art. 81 Abs. 31 ist eine Ausnahmeregelung zu Art. 81 Abs. 3. Dieser lautet kurz und lakonisch: „Eine und 

dieselbe Person kann das Amt des Präsidenten der RF nicht mehr als zwei Amtszeiten innehaben.“ Die 

Vorschrift ist durch Streichung des Wortes „hintereinander“ in der Verfassungsrevision von 2020 noch 

verschärft worden. Ausgerechnet ihn setzt Art. 81 Abs. 31 für die Person des amtierenden Präsidenten 

                                                      
96 Man könnte an so eine odiose Figur wie Evgenij Prigožin denken. Zu ihm Schuller, Konrad: Putins Koch, in: 
FAS v. 30.8.2020, S.6.  
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aber außer Kraft! Vladimir Putin darf sich deswegen 2024 und 2030 erneut um den Einzug in das 

Präsidentenamt bewerben. Seine bisherigen Amtszeiten sind durch Art. 81 Abs. 31 annulliert worden. 

Art. 81 Abs. 31 hat die Qualität einer auf eine bestimmte Person zugeschnittenen 

Verfassungsbestimmung. Sie ist eine genuine „Lex Putin“.  

(1) Art. 81 Abs. 31 stellt einen Bruch mit der Jelzin-Verfassung in verfassungstheoretischer Hinsicht 

dar. Die Begründung ergibt sich aus dem Wesen einer Verfassung. Die Verfassung ist „die 

rechtliche Grundordnung des Staates“97. Verfassungsbestimmungen sind daher abstrakt 

formulierte Rechtsvorschriften, die unabhängig von bestimmten Personen und von ihren 

persönlichen Lebensumständen gelten und anzuwenden sind. Zwar gelten sie in Bezug auf einen 

bestimmten Staat und damit auch nur für ein bestimmtes Staatsgebiet, aber sie gelten unbefristet 

und ohne Rücksicht auf personelle Konstellationen. Zeitliche Befristungen von Verfassungsnormen 

können in Verfassungstexten zwar vorkommen, aber der Ort ihrer Regelung sind die Übergangs- 

und Schlussbestimmungen am Ende eines Verfassungstextes. Im fortlaufenden Fließtext der 

Verfassung haben sie wegen ihrer andersartigen Normativität nichts zu suchen. Dem widerspricht 

Art. 81 Abs. 31. 

(2) Art. 81 Abs. 31 ist auch in verfassungsrechtlicher Hinsicht ein Bruch, denn er ist mit der 

Fundamentalnorm des Art. 1 Abs. 1 nicht vereinbar. Er lautet: „Die Russländische Föderation – 

Russland ist ein demokratischer, föderativer, rechtlicher Staat mit republikanischer Regierungsform.“ 

Die Verfassungsbestimmung erklärt Russland also zu einem demokratischen Rechtsstaat. Zu seinem 

Wesen gehört, dass in ihm Herrschaft und staatliche Macht auf Zeit verliehen wird, und zwar für eine 

begrenzte Amtszeit, wie Art. 81 Abs. 1 das für das Präsidentenamt – sechs Jahre - auch vorsieht. Die 

Amtszeitenbegrenzung hat eine besonders hohe Bedeutung für präsidentielle Regierungssysteme, die 

sich in aller Regel durch ein mächtiges Präsidentenamt mit starken Kompetenzen und Befugnissen 

auszeichnen, das in der Regel die Spitze der Exekutive bildet.  

Die Prärogativen des Präsidenten Russlands sind besonders stark. Sie waren es in der „Jelzin-

Verfassung“ von Anfang an, aber sie waren in der Verfassung von 1993 noch recht und schlecht durch 

konstitutionelle Gegengewichte ausbalanciert98.  

Unter Präsident Putin sind von der Präsidialexekutive die Gegengewichte – Parlament, Regionen, 

Verfassungsgericht, Medien, Zivilgesellschaft – entweder systematisch gleichgeschaltet oder bis auf 

marginale Reste ausgeschaltet worden.  

Wegen der dadurch entstandenen Machtfülle des Präsidentenamtes eröffnet Art. 81 Abs. 31 Vladimir 

Putin de facto die Verleihung des Amtes auf Lebenszeit, denn wegen der überwältigenden Machtfülle 

                                                      
97 Kägi, Werner: Die Verfassung als rechtliche Grundordnung des Staates, Zürich 1945. 
98 Luchterhandt, Präsidentialismus in den GUS-Staaten (Anm. 7), S. 303 ff. 
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des Präsidenten im Verhältnis zu allen anderen Verfassungs- und Staatsorganen und zur 

Bürgergesellschaft Russlands haben die Wahltermine von 2024 und 2030 nur formale Bedeutung. Die 

Präsidialexekutive, die den Willen Präsident Putins nicht erst seit heute bis in das letzte Dorf Russlands 

durchzusetzen vermag, lässt eventuellen Gegenkandidaten Putins bei den Präsidentenwahlen – 

zumindest nach heutiger Einschätzung – weder 2024 noch 2030 eine reelle Chance auf den Wahlsieg.  

Daraus ergibt sich die klare Schlussfolgerung und Feststellung: Art. 81 Abs. 31 widerspricht den 

Grundsätzen der Gewaltenteilung und des Rechtsstaates im Sinne der Grundlagen der föderalen 

Verfassung.  

Art. 81 Abs. 31 ist aber auch mit dem Bekenntnis der russischen Verfassung zur republikanischen Form 

der Herrschaft (Art. 1 Abs. 1 Verfassung RF) nicht zu vereinbaren, denn die „Lex Putin“ verwandelt 

Russlands Verfassungsordnung in eine Art von Wahlmonarchie, d. h. in eine von konstitutionellen 

Schranken befreite Alleinherrschaft Präsident Putins, die freilich auf massiver Manipulation und 

Verfälschung des Wahlverfahrens beruht und infolgedessen Züge einer Autokratie trägt.  

Die ihrem Wesen nach als monarchisch zu qualifizierende Bestimmung des Art. 81 Abs. 31 bricht 

definitiv mit Art. 16 Abs. 2, d. h. mit der letzten Vorschrift des Grundlagenkapitels der Verfassung. Er 

lautet: „Keine anderen Bestimmungen der vorliegenden Verfassung dürfen den Grundlagen der 

Verfassungsordnung der Russländischen Föderation widersprechen.“ Art. 16 Abs. 2 verleiht damit den 

Prinzipien und Normen des (ersten) Grundlagenkapitels der Verfassung rechtlichen Vorrang gegenüber 

den Verfassungsbestimmungen aller folgenden Kapitel. Das Grundlagenkapitel hat daher einen 

höheren juristischen Rang als das in den Kapiteln 3 bis 8 der Verfassung geregelte 

Staatsorganisationsrecht. Mit Art. 16 Abs. 2 ist Art. 81 Abs. 31 offensichtlich nicht vereinbar, denn die 

exklusiv für Vladimir Putin gemachte Ausnahme von der Amtszeitenbegrenzung des Präsidenten steht 

im Widerspruch und im Gegensatz zu den in Art. 1 Abs. 1 niedergelegten Grundprinzipien der 

Verfassung, zu Demokratie, Rechtsstaat und republikanischer Regierungsform.  

Über die „Lex `Putin`“ des Art. 81 Abs. 31 hinaus verletzt das Verfassungsänderungsgesetz vom 14. 

März 202099 die Verfassung noch durch eine Reihe weiterer, in die Kapitel 3 bis 8 eingefügter 

Ergänzungen100. Von ihnen wird mit Blick auf das Thema der Abhandlung „Rückkehr zur Autokratie“ 

                                                      
99 Der offizielle Titel des Gesetzes lautet: „Gesetz der Russländischen Föderation über eine Korrektur der 
Verfassung der Russländischen Föderation vom 14. März 2020 Nr. 1-FKZ „über die Vervollkommnung der 
Regelung einzelner Fragen der Organisation und des Funktionierens der öffentlichen Gewalt“. Das Gesetz hat 
den Rang eines Föderalen Verfassungsgesetzes (FKZ - Federal`nyj Konstitucionnyj Zakon). Es steht damit im 
Rang über den (einfachen) föderalen Gesetzen, aber unterhalb der Verfassung RF. Quelle des Gesetzes: SZRF 
2020, Nr. 11, Pos. 1416.  
100 Dazu Näheres bei Wieser, Bernd/Wedde, Rainer: Die Änderung der russischen Verfassung 2020, in: Deutsch-
Russische Rechtszeitschrift Band 5 (2020), Heft 1, S. 6-18; deutsche Übersetzung des konsolidierten Textes der 
revidierten Verfassung: Wedde, Rainer (Hrsg.): Die Reform der russischen Verfassung, Berlin 2020, S. 179-239. 
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nur ein Punkt herausgegriffen, nämlich der neu in die Verfassung gekommene Begriff der „öffentlichen 

Gewalt“ (publičnaja vlast`). Er taucht schon im Titel des Verfassungsänderungsgesetzes auf (siehe Anm. 

233). Darüber hinaus hat er – in teilweise unterschiedlichen sprachlichen Verbindungen - an fünf 

verschiedenen Stellen Eingang in den Verfassungstext selbst gefunden: „Organisation der öffentlichen 

Gewalt“ (Art. 67 Abs. 1 Satz 3; Art. 71 lit. d); „einheitliches System der öffentlichen Gewalt“ (Art. 80 

Abs. 2; Art. 132 Abs. 3) und „Organe der öffentlichen Gewalt“ (Art. 83 lit. f5).  

Den in rechtlicher Hinsicht weitesten Inhalt haben die Begriffe „Organisation“ und „Organe“ der 

öffentlichen Gewalt. In normativer Hinsicht haben sie einen offenen, neutralen Charakter. Was sich 

hinter ihnen verbirgt, erfährt man erst am Ende des Verfassungstextes, nämlich aus Art. 132 Abs. 3: 

„Die Organe der örtlichen Selbstverwaltung und die Organe der Staatsgewalt gehören zu dem 

einheitlichen System der öffentlichen Gewalt in der Russländischen Föderation“. Öffentliche Gewalt 

ist demnach ein Oberbegriff. Er fasst die staatlichen und kommunalen Organe unter seinem „Dach“ 

zusammen. Welches die „Organe der Staatsgewalt“ in Russland sind, ergibt sich seit 1993 aus Art. 5 

Abs. 3 der Verfassung, nämlich „die Organe der Staatsgewalt der Russländischen Föderation“ und „die 

Organe der Staatsgewalt der Subjekte der Russländischen Föderation“. Art. 11 Abs. 3 bekräftigt das, 

und Art. 12 Satz 2 der Verfassung RF stellt unmittelbar danach in negativer Hinsicht klar: „Die Organe 

der örtlichen Selbstverwaltung gehören nicht zum System der Organe der Staatsgewalt.“  

Daraus ergibt sich die Feststellung, dass das Grundlagenkapitel der Verfassung von 1993 erstens die 

Organe der Staatsgewalt der Föderation und die ihrer „Subjekte“ prinzipiell unterscheidet, dass es 

zweitens nur die Staatsgewalt Russlands insgesamt als „System“, d. h. in einem normativen Verbund 

sieht, und dass drittens die Organe der örtlichen Selbstverwaltung außerhalb jenes „Systems“ stehen. 

Dieses Modell liegt auch dem Verfassungsprinzip der Demokratie gemäß Art. 1 der Verfassung und 

seiner Konkretisierung in Art. 3 Abs. 2 der Verfassung RF zugrunde: „Das Volk übt seine Macht 

unmittelbar sowie durch die Organe der Staatsgewalt und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung 

aus.“  

Aus der Tatsache, dass das Grundlagenkapitel der Verfassung nur die föderalen und die regionalen 

Organe der Staatsgewalt in ein „System“ stellt (Art. 5 Abs. 3; Art. 12 Satz 2), folgt im juristischen 

Umkehrschluss, dass Kapitel 1 der Verfassung eine Entscheidung dagegen getroffen hat, auch die 

Organe der Staatsgewalt und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung in ein gleichsam höheres, 

übergeordnetes „System“ zu integrieren. Diese Entscheidung ist, wie es dem Charakter des 

Grundlagenlagenkapitels der Verfassung entspricht, prinzipieller Natur. Ihr aber widerspricht 

offenkundig das neu in die Verfassung hineingekommene juristische Konzept und Rechtsinstitut „des 

einheitlichen Systems der öffentlichen Gewalt“ (Art. 80 Abs. 2; Art. 132 Abs. 3), denn es überwölbt die 
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Organe der Staatsgewalt und der kommunalen Selbstverwaltung und gliedert sie in eine 

organisatorische Einheit ein. Das verletzt offenkundig Art. 16 Abs. 2 der Verfassung101.   

„Öffentliche Gewalt“ als juristischer Begriff ist von einer so grundsätzlichen, fundamentalen 

Bedeutung für die gesamte Staats- und Verfassungsordnung Russlands als Bundesstaat, dass der Ort 

seiner Regelung ganz selbstverständlich das erste, also das Grundlagenkapitel der Verfassung hätte 

sein müssen, und zwar schon allein deswegen, weil die Verfassung den Begriff nicht kennt, sie 

stattdessen ausschließlich den Begriff der „Staatsgewalt“ verwendet, das rechtliche Verhältnis 

zwischen jenen beiden Begriffen im Verfassungsgefüge infolgedessen unbestimmt ist und zu 

Widersprüchen und Konflikten führen kann.  

Das ist keine abstrakte Erwägung, sondern durchaus nachweisbar, denn als widersprüchlich, ja als 

verfassungswidrig erweist sich die Normierung der „Organisation der öffentlichen Gewalt“ als 

ausschließliche Kompetenz der Föderation (Art. 71 lit. d n. F.). Die Regelung kollidiert mit dem 

Charakter Russlands als Bundesstaat (Art. 1, Art. 5, Art. 11 Verfassung RF), denn ausschließliche 

Kompetenzen kann die Zentrale in einem Bundestaat nur für solche Gegenstände und Maßnahmen 

beanspruchen, die ihrer Natur nach allein von den föderalen Organen zu entscheiden sind. Das kann 

aber für die Organisation der öffentlichen Gewalt in Russland, worunter auch die Organe der 

Föderationssubjekte und der kommunalen Selbstverwaltung fallen (Art. 132 Abs. 3 Verfassung RF n.F.), 

definitiv nicht gelten. Das beweist schon Art. 11 Abs. 2 des Grundlagenkapitels, wo es heißt: „Die 

Staatsgewalt in den Subjekten der Russländischen Föderation über die von ihnen (!) gebildeten Organe 

der Staatsgewalt aus.“ Der immanenten Logik eines Bundesstaates folgend, erklärt dementsprechend 

Art. 72 Abs. 1 lit. m) Verfassung RF die „Festlegung der allgemeinen Organisationsprinzipien des 

Systems der Organe der Staatsgewalt und der örtlichen Selbstverwaltung“ zur „gemeinsamen 

Kompetenz“ von Föderation und Subjekten und auch das lediglich in einem beschränkten Umfang, 

eben nur für „allgemeine Organisationsprinzipien“102. Mit dieser „gemeinsamen Kompetenz“ ist Art. 

71 lit. d) n. F. offensichtlich nicht vereinbar.  

Verfassungsrechtlich kaum weniger bedenklich ist die dem Präsidenten Russlands von Art. 80 Abs. 2 n 

F. erteilte Ermächtigung, „das aufeinander abgestimmte Funktionieren und Zusammenwirken der zum 

einheitlichen System der öffentlichen Gewalt gehörenden Organe der Staatsgewalt (zu 

gewährleisten)“, denn sie gibt wegen ihrer rechtlichen Unbestimmtheit dem Präsidenten praktisch 

freie Hand, in die Föderationssubjekte nach freiem politischen Ermessen hineinzuregieren. Dieselben 

Bedenken treffen den föderalen Staatsrat, dem der neu eingefügte Art. 83 lit. f5 Verfassung RF eine 

wortgleiche Ermächtigung erteilt. Darauf ist unten zurückzukommen.  

                                                      
101 „Keine anderen Bestimmungen dieser Verfassung dürfen den Grundlagen der Verfassungsordnung der 
Russländischen Föderation widersprechen.“ Die „Grundlagen“ sind im ersten Kapitel geregelt.  
102 Dazu Luchterhandt, Otto: Kommentierung zu Art. 72, in: Wieser, Bernd (Hrsg.): Handbuch der russischen 
Verfassung, Wien 2014, S. 745-751 (Rn. 94 ff.).  
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Die Verfassungsrevision von 2020 hat die normative Struktur der Föderalverfassung Russlands 

fundamental verändert, denn sie hat das rechtliche Spannungsverhältnis, das bislang schon zwischen 

den fundamentalen Kapiteln 1, 2 und 9 der Verfassung einerseits und den Kapiteln 3 bis 8 über das 

Staatsorganisationsrecht andererseits bestand, verschärft und das Verhältnis zwischen ihnen in einen 

trennenden Abgrund verwandelt. Die normative Einheit der Verfassung ist 2020 durch die 

Verfassungsrevision zerstört worden. Einem von den Realien des Putin-Regimes beherrschtes 

Staatsorganisationsrecht, das die Realverfassung Russlands darstellt, steht so gut wie beziehungslos 

eine in den Kapiteln 1, 2 und 9 verankerte Idealverfassung gegenüber, und in diametralem Gegensatz 

zu Art. 16 hat die Realverfassung des Putin-Regimes normativen Vorrang vor der Idealverfassung von 

1993.  

Die im Amt des Präsidenten Russlands konzentrierte, dem Prinzip der Gewaltenteilung (Art. 10 

Verfassung RF) widersprechende überwältigende Machtfülle ist die normative rechtliche und zugleich 

die reale politische Grundlage der Verfassung des Putin-Regimes. Die „Lex Putin“ des Art. 81 Abs. 31 

setzt dem Regime die Krone auf. Die Bestimmung ist Norm und Symbol der Autokratie Präsident Putins 

zugleich.  

b. Putins Verfassungscoup – Etablierung eines „Doppelstaats“  

Der Bruch mit der Jelzin-Verfassung von 1993 tritt besonders plastisch hervor, wenn man Russlands 

neue Verfassungsordnung von 2020 aus dem Blickwinkel der Theorie vom Doppelstaat (dual state) 

betrachtet, die Ernst Fraenkel für die Analyse und Beschreibung der Verfassungsordnung des NS-

Staates zwischen 1933 und 1938 entwickelt hat103.  

Der Doppelstaat im Sinne Fraenkels ist durch das Nebeneinander, Miteinander und Ineinander von 

„Maßnahmenstaat“ und „Normenstaat“ gekennzeichnet. Der Maßnahmenstaat ist dem Normenstaat 

über- und vorgeordnet. In ihm herrscht das Prinzip der Macht, die sich in allen Fragen an der politischen 

Zweckmäßigkeit orientiert: „Im politischen Sektor dient, was immer als ´Recht` bezeichnet werden 

mag, ausschließlich dem Zweck, die politischen Ziele des Regimes zu fördern,“ schreibt Fraenkel104.  

Der Normenstaat ist hingegen dadurch charakterisiert, dass in ihm Verwaltung und Justiz nach den 

Maßstäben des Rechts und mit dem Ziel handeln, Gerechtigkeit zu verwirklichen. Er steht jedoch unter 

dem Dauervorbehalt des Prinzips der politischen Zweckmäßigkeit, also des „Maßnahmenstaates“105.  

                                                      
103 Fraenkel, Ernst: Der Doppelstaat. Recht und Justiz im „Dritten Reich“ (Originalausgabe: New York 1941; sie 
beruht auf der deutschen Urfassung von 1938), Frankfurt/M 1974, S. 26 ff.; 96 ff. 
104 Fraenkel, a. a. O. S. 26. 
105 Einprägsam schreibt Fraenkel (S. 96): „Im Hintergrund des Normenstaates lauert ständig ein Vorbehalt: Die 
Erwägung der politischen Zweckmäßigkeit. Dieser politische Vorbehalt gilt für das gesamte Deutsche [groß 
geschrieben im Original] Recht.“ 
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Fraenkel meint mit dem Begriff des Doppelstaates keine Verdoppelung des „Staates“ im Sinne zweier 

Staaten, sondern, genau genommen, zwei verschiedene Regime der Herrschafts- und Machtausübung 

in einem und demselben Staatswesen. Es geht also bei den Begriffen „Maßnahmen“ und „Normen“ 

um das uralte Verhältnis von Macht („Maßnahmen“) und Recht („Normen“)106. Das Nebeneinander 

der „Verfassung des Putin-Regimes“ und der „Verfassung von 1993“ ist auch nicht ein institutionelles 

Neben- und Gegeneinander von Verfassung und Verwaltung, wie Richard Sakwa mit Blick auf das Putin-

Regime meint107, denn das Regime hat sämtliche föderalen und regionalen Staatsorgane, Regierung 

und Verwaltung bis hinunter auf die kommunale Verwaltungsebene der Präsidialexekutive 

unterworfen. Verfassung und Verwaltung stehen in keinem Gegensatz. 

Bezieht man das Modell des Doppelstaates auf die föderale Verfassung Russlands, repräsentieren die 

Bestimmungen der Kapitel 3 bis 8, also das Staatsorganisationsrecht, den Maßnahmenstaat und die 

Kapitel 1, 2 und 9, also die Kapitel über die Grundlagen der Verfassung, über die Grund- und 

Menschenrechte und über die Änderung der Verfassung, den Normenstaat. Man kann die Kapitel 3-8, 

wie hier formuliert, als die Realverfassung des Putin-Regimes von 2020 und die Kapitel 1, 2 und 9 als 

Idealverfassung Russlands von 1993 bezeichnen.  

Die Eigenart dieser Konfiguration besteht nun darin, dass die Realverfassung, also das 

Staatsorganisationsrecht der Kapitel 3-8,  - de facto - nicht mehr unter dem Vorrang und Vorbehalt der 

höherrangigen Idealverfassung steht, wie es Art. 16 Abs. 2 der Verfassung bestimmt, sondern 

umgekehrt: Mit dem „Segen“ des föderalen Verfassungsgerichts (!!) stehen die Grundlagen und 

Hauptprinzipien der Verfassungsordnung, also Kapitel 1, sowie die Menschen- und Bürgerrechte 

(Kapitel 2) unter dem Vorrang und Vorbehalt der vom Präsidenten Russlands verkörperten und 

ausgeübten politischen Macht im Staate, der vlast`108.  

Die Putin-Verfassung stellt die Jelzin-Verfassung von 1993 auf den Kopf. In geradem Gegensatz zu Art. 

16 des Grundlagenkapitels gelten die Grundlagenbestimmungen der Verfassung nach Maßgabe des 

vorrangigen Prinzips der letztlich von Präsident Putin bestimmten politischen Zweckmäßigkeit und 

einer rechtsfernen Staatsräson.  

                                                      
106 Georg Brunner hat den sowjetsozialistischen Einparteistaat der Breschnew-Ära in den Kategorien des 
„Doppelstaates“ erfasst, aber der Vergleich mit dem postsowjetischen Russland zeigt deutlich, dass sich der 
„Normenstaat“ unter dem Putin-Regime wesentlich und sehr zu seinem Vorteil von dem “Normenstaat“ unter 
dem Sowjetregime unterscheidet. Siehe Brunner, Georg: Was ist sozialistisch am sozialistischen Recht? in: P. 
Hofmann:  Festschrift für Klemens Pleyer zum 65. Geburtstag, Köln usw. 1986, S. 187-205 (200 ff.). 
107 Sakwa, Richard: Anatomie einer Blockade. Stillstand im Doppelstaat Russland, in: Osteuropa 62. Jg. (2012), 
Heft 6-8, S. 45-54 (47 f.); derselbe: The Dual State in Russia, in: Post Soviet Affairs 3/2010, S. 185-206. Die 
Originalbegriffe “Constitutional State” und “Administrative State” haben im Übrigen im Englischen nicht exakt 
denselben Sinn wie die beiden deutschen Begriffe. 
108 Dazu sowohl grundsätzlich als auch im Einzelnen Luchterhandt, Otto: Bedeutungen, Verständnis und 
Struktur von Macht (vlast´) im Russland Präsident Putins, in: Abhandlungen der Braunschweigischen 
Wissenschaftlichen Gesellschaft (BWG), Band LXIV, Braunschweig 2012, S. 99 – 124. 
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c. Das Verfahren der Verfassungsänderung – der „Maßnahmenstaat“ in Aktion 

Das Verfahren, in dem zwischen dem 15. Januar und dem 14. März 2020 die Verfassungskorrekturen 

ausgearbeitet und verabschiedet und schließlich durch die Volksabstimmung vom 25. Juni bis zum 1. 

Juli 2020 bekräftigt worden sind, kann als eine perfekte und zugleich entlarvende Selbstdarstellung des 

Maßnahmenstaates gewertet werden109. Es war ein Coup, d. h. ein unerwartet geführter Schlag oder 

Schachzug Präsident Putins gegen die Verfassung von 1993. Vier Punkte der Perversion des Verfahrens 

sind hervorzuheben110: 

(1) Erstellung des Entwurfes des Verfassungsänderungsgesetzes und dessen Verabschiedung 
in der 1. Lesung ohne Teilhabe und breite politische Diskussion in der Öffentlichkeit des 
Landes (15.-20. Januar 2020); 

(2) Simulation einer Beteiligung der Öffentlichkeit und der Zivilgesellschaft Russlands durch die 
Berufung einer scheinpluralistischen Arbeitsgruppe durch den Präsidenten und die 
manipulative Steuerung ihrer Tätigkeit; 

(3) Manipulative Durchführung der 2. und 3. Lesung in der Staatsduma sowie Verabschiedung 
des Entwurfes von der Staatsduma, vom Föderationsrat und von den Regionalparlamenten 
jeweils innerhalb weniger Stunden, d. h. ohne eine echte parlamentarische Prüfung und 
Diskussion des Entwurfes; 

(4) Offenkundige Verletzung der für die Änderung der Kapitel 3-8 maßgebenden 
Verfassungsbestimmung des Art. 136 erstens durch die unzulässige und widerrechtliche 
Einschaltung des föderalen Verfassungsgerichts und zweitens durch die widerrechtliche 
Ansetzung und Veranstaltung einer von der Verfassung nicht vorgesehenen 

„gesamtrussländischen Abstimmung“ (vserossijskoe golosovanie)111. 
Das Verfahren war, auf eine kurze Formel gebracht, eine schreiende Verhöhnung aller fundamentalen 

Prinzipien der russischen Verfassung:  der Demokratie, des Rechtsstaates, des Föderalismus und des 

Republikanismus sowie der Bestimmungen über die Verfassungsänderungen; eine Verhöhnung der 

„Idealverfassung“ Russlands nach Maßgabe der vom Putin-Regime gelebten „Realverfassung“.  

Die Durchführung der Verfassungsänderung ist gekennzeichnet durch Überrumpelung, Verschleierung 

und Versteckspiel, durch Täuschung, Tabuisierung und manipulative Lenkung, durch ein rigoroses 

Durchpeitschen der Verfassungsänderungen durch die Gremien und die sklavische Akklamation 

seitens der Volksvertreter.  

                                                      
109 Wieser/Wedde, Die Änderung der russischen Verfassung 2020 (Anm. 233), in: Deutsch-Russische 
Rechtszeitschrift Band 5 (2020), Heft 1, S. 6-18; Konsolidierter Text der revidierten Verfassung: Wedde, Rainer 
(Hrsg.): Die Reform der russischen Verfassung, Berlin 2020, S. 179-239. 
110 Ausführlich zum Verfahren Wedde, Rainer: Ein Abbild der Realität? -Die Version 2020 der russischen 
Verfassung, in: derselbe, Die Reform der russischen Verfassung, a.a.O S. 12 ff.; Luchterhandt, Vladimir Putin 
schafft Klarheit. Präsident Russlands de facto auf Lebenszeit (Anm. 10), Teil 1.  
111 Art. 135 der Verfassung kennt nur eine „vsenarodnoe golosovanie“, d. h. eine Abstimmung des gesamten 
Volkes.   
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Das auf Überrumpelung und Täuschung des Volkes angelegte Verfahren der Verfassungskorrekturen 

hat dazu geführt, dass Putins Vorgehen in der kritischen Öffentlichkeit des Landes schon bald als 

„Spezialoperation“ apostrophiert worden ist, in der sich die geheimdienstliche Vergangenheit und 

Karriere Vladimir Putins ein weiteres Mal niedergeschlagen habe112. Die Schlussfolgerung drängt sich 

in der Tat auf.  

Es ist ein trauriges Zeugnis vom Niedergang der Verfassungskultur Russlands, dass das 

Verfassungsgericht Russlands sich dazu hergegeben hat, eine solche üble Verbiegung des 

Verfassungsänderungsverfahrens mit seinem Gütesiegel zu legitimieren113. 

d. Die Abrundung des autokratischen Regimes: Das Staatsratsgesetz vom 8. Dezember 2020 

Kurz vor dem Ende des für Russlands Verfassung und politisches System schicksalhaften Jahres 2020 

hat der Gesetzgeber auf Präsident Putins Initiative in Bezug auf eine geheimnisumwitterte, in der 

öffentlichen Debatte erfolgreich tabuisierte Bestimmung der Verfassungsänderung Klarheit 

geschaffen, - hinsichtlich des Staatsrates der Russländischen Föderation114. Das zu ihm am 8. Dezember 

erlassene föderale Gesetz trat am 19. Dezember 2020 in Kraft115.  

Der Staatsrat ist als Hilfs- und Beratungsorgan des Präsidenten Russlands konzipiert, der kraft Amtes 

den Vorsitz innehat (Art. 8 Abs. 1), und stellt zusammen mit dem Präsidenten die Spitze des „eine 

Einheit bildenden Systems der öffentlichen Gewalt“ (edinaja sistema publičnoj vlasti) Russlands (Art. 

3) dar. Dieser durch die Verfassungsänderung vom 14. März 2020 in die Verfassung eingefügte Begriff 

(Art. 80 Abs. 2) ist im Staatsrecht Russlands neu. Konzeptionell widerspricht er, wie weiter oben 

ausführlich dargelegt116, dem föderalen Aufbau des Staates. Das „System“ umfasst die föderalen 

Organe der Staatsgewalt, die Organe der Staatsgewalt der (regionalen) Subjekte der Föderation, 

„sonstige Staatsorgane“ und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung „in ihrer Gesamtheit“ (Art. 2 

Abs. 1) und schließt so die gesamte Staatsorganisation Russlands zu einem einzigen Organismus unter 

dem Dach und der Regie von Präsident und Staatsrat zusammen. Die dem Staatsrat zusammen mit 

dem Präsidenten vom Gesetz übertragenen gesamtstaatlichen „Aufgaben“ (Art. 5) und „Funktionen“ 

(Art. 6) sowie die Kompetenzen des Staatsratsvorsitzenden (Art. 8), des Präsidiums (Art. 10) und der 

Arbeitsorgane des Staatsrates (Kommissionen usw. – Art. 11) verstärken ein weiteres Mal die 

Prinzipien des Unitarismus und Zentralismus im Staatsaufbau der Russländischen Föderation. In 

                                                      
112 Dazu Mommsen, Margareta: Russland in schlechter Verfassung. Das Ende des konstitutionellen Scheins. Ein 
Rückblick, in: Osteuropa 70 Jg. (2020), S. 53-82 (54 f.). 
113 Eine umfassende Kritik des Gutachtens des Verfassungsgerichts zu den „Verfassungskorrekturen“ liefert 
Luchterhandt, Vladimir Putin schafft Klarheit. Präsident Russlands de facto auf Lebenszeit (Anm. 10). 
114 Dazu ausführlich und kritisch Luchterhandt, Otto: Präsident Putins Verfassungsänderungsvorschläge: 
Vorbereitung des letzten Umbaus seines Regimes, in: Jahrbuch für Ostrecht Band 61 (2020), S. 13-53 (19; 22; 
25-27). 
115 SZRF 2020, Nr. 50, Pos. 8039.  
116 Siehe bei Anm. 234 ff. 



 

Luchterhandt – Russlands Rückkehr zur Autokratie, Teil 2, Ost/Letter-1-2021 (Juli 2021) 

  42 

machtpolitischer Hinsicht weitaus bedeutsamer ist aber, dass Präsident Vladimir Putin in seiner 

Kapazität als Staatsratsvorsitzender nun auch förmlich einen ins nicht mehr Messbare erweiterten 

Zuwachs persönlicher Macht erfährt. Die Häufung der Prärogativen als Präsident der Föderation (Art. 

80; 83 Verfassung RF), als Staatsratsvorsitzender, als Vorsitzender des Sicherheitsrates Russlands (Art. 

83 lit. g Verfassung RF), als Oberkommandierender der Streitkräfte des Landes (Art. 87 Verfassung RF) 

und als Chef der föderalen Exekutive (Art. 110 Abs. 1 Verfassung RF) und schließlich die “ Lex Putin“ 

(Art. 81 Abs. 31 Verfassung RF) machen Vladimir Vladimirovič Putin persönlich zur einsamen, nur noch 

seinem persönlichen Willen unterworfenen Machtspitze im gesamtstaatlichen Verfassungsgefüge, mit 

einem Wort: zum Autokraten Russlands.  

V. Ausblick 

Die Einfügung des Art. 81 Abs. 31 in die Verfassung hat vielleicht auch ein Gutes: Die „Lex Putin“ wird 

definitiv mit dem Ableben Vladimir Vladimirovič Putins enden. Die allgemeine Vorschrift des Art. 81 

Abs. 3 über die Amtszeitenbegrenzung des Präsidenten RF wird dann zurückbleiben und alleinige 

Gültigkeit haben. Im Ansatz würde das die Rückkehr zur Jelzin-Verfassung bedeuten, vorsichtiger 

formuliert, die Rückkehr ermöglichen.  

Gleichwohl wird die Verfassungsordnung Russlands auch nach Putins Abtritt vom Präsidentenamt von 

einem sehr ernsten normativen Strukturproblem belastet sein, nämlich von der absoluten Dominanz 

und Übermacht des Präsidenten im Verfassungsgefüge und der Staatsordnung oder, anders gesagt, 

von der allzu schwachen Ausprägung der Gewaltenteilung (Art. 10). Die Verfassungsordnung nach 

Putin wird daher, soll nicht die Präsidialdiktatur mit einer anderen Person ihre tendenziell 

autokratische „Neuauflage“ und Fortsetzung finden, die Ausbalancierung der Kompetenzen der 

Verfassungsorgane und die Einhegung der Macht des Präsidenten auf die Tagesordnung setzen 

müssen, wenn die Russländische Föderation zu den Prinzipien der Idealverfassung von 1993, also den 

Grundsätzen des demokratischen Rechts- und Verfassungsstaates, zurückkehren will. Vielleicht 

erhalten die gegen Ende der 1990er Jahre gemachten Vorschläge für ein ausgewogeneres Verhältnis 

zwischen den Gewalten im Sinne ihres Gleichgewichts eine Chance117 in einer Verfassungsrevision aus 

dem Geiste des demokratischen Verfassungsstaates.  

 

 

 

 

                                                      
117 Luchterhandt, Einleitung zur Verfassung, in: Wieser, Bernd (Hrsg.): Handbuch der russischen Verfassung 
(Anm. 1), Rn. 42 f. 
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